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EU-Kommissar Phil Hogans GAP-
Pläne steuern auf eine Renationali-
sierung zu. Das schwächt Europa, 
statt gemeinschaftlich öffentliche 
Interessen, ländliche Räume und 
bäuerliche Strukturen zu fördern.

Ansätze für eine zukunftsfähige 
Landwirtschaft sind vielfältig. Ein 
spannendes Modell ist die Nut-
zung von Synergien durch die 
Kombination von Bäumen mit 
Acker oder Weide.

Ackerland in Bauernhand, Einstu-
fung der neuen Gentechnikverfah-
ren, die Fusion von Bayer und 
Monsanto: Die bäuerliche Bewe-
gung hat weiter viel zu tun!

Eine Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Politik muss
ankommen!

Politik muss
ankommen!
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Das Gemeinsame an Europas Politik für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 
droht zu verschwinden. Die EU-Kommission legt für die Gemeinsame Agrarpolitik 

(GAP) nur noch allgemeine Ziele, einen groben Rahmen für Maßnahmenbereiche und 
Grundanforderungen sowie wenig wirksame Indikatoren zur Ergebniskontrolle vor. 
Sowohl für die verschiedenen Direktzahlungen als auch für die Förderbereiche der länd-
lichen Entwicklung (2. Säule) übergibt die Kommission die Verantwortung nun weitge-
hend in die Hände der Mitgliedstaaten. Den gleichen Weg bereitet sie auch im Bereich 
der Marktbezogenen Maßnahmen vor. Je weniger es in der EU-Agrarpolitik um gemein-
same Marktordnungsmaßnahmen geht und je mehr die GAP zu einem Umschlagplatz 
für EU-Subventionen wird, desto größer ist das Bestreben der Mitgliedstaaten, mit mög-
lichst wenig Anforderungen an eben dieses Geld zu kommen. So beschreibt es ein lang-
jähriger und hochrangiger Mitarbeiter der Kommission. 

Agrarkommissar Phil Hogan gibt diesem Druck der Mitgliedstaaten bereitwillig nach. 
Er entwirft kein Bild davon, wohin er die Gemeinsame Agrarpolitik ausrichten will. Er 
sagt nicht, mit welchen Maßnahmen er die Bauern und Bäuerinnen dabei aktiv unter-
stützen will, damit sie die vor ihnen liegenden und sie wirklich existenziell herausfor-
dernden Veränderungen meistern können. Die Herausforderungen, die sich aus verän-
derten Erwartungen in großen Teilen der Gesellschaft ergeben, nimmt der Ire nicht in 
den Blick. Tierschutz kommt in seinen Vorschlägen nicht vor. Hogan spricht lieber von 
Digitalisierung, intelligenter Landwirtschaft, Bioökonomie, Kreislauf(-Rohstoff)-Wirt-
schaft, und er preist das Exportwachstum. Es heißt, er wolle 2019 wieder Kommissar 
werden, dann aber Handelskommissar. 

Doch es ist zu einfach, allein Hogan die Schuld an der nun vielfach beklagten „Re-
nationalisierung“ der GAP zu geben. Bei der letzten EU-Agrarreform waren es die Mit-
gliedstaaten und die Agrarspezies im Europäischen Parlament, die einen ambitionierten 
Kommissar mit klaren eigenen Vorstellungen in die Knie zwingen wollten. Der Rumäne 
Dacian Ciolos wollte die GAP „grüner und gerechter“ machen und schlug dafür ein 
Greening und eine verpflichtende Staffelung der Direktzahlungen vor. Als die Gegner 
in Berlin und anderswo es nicht schafften, das in Gänze zu verhindern, sorgten sie dafür, 
dass möglichst viele Entscheidungen in die Hand der Mitgliedstaaten gelegt wurden. 
Das erst machte die Dinge im Konkreten sehr kompliziert, doch das scherte die Verur-
sacher wenig, weiterhin stur Brüssel für die Bürokratie anzuklagen und nach „Verein-
fachung“ zu rufen. Die Kommission dreht nun den Spieß um: Sollen doch die Regie-
rungen in den Hauptstädten und ihre Lobbyverbände zeigen, dass sie es einfacher hin-
bekommen. Und die „alten Eliten“ bzw. Vertreter der Agrarindustrie fühlen sich noch 
bestätigt: Haushaltskommissar Oettinger kürzt kaum bei den Direktzahlungen, dafür 
aber umso stärker bei den zielgerichteten Maßnahmen der 2. Säule. Und die verpflich-
tende Kappung, die Hogan vorschlägt, wird nur wenig Wirkung zeigen, wenn sie denn 
überhaupt den Verhandlungsmarathon übersteht.

Die Kommission will die Verhandlungen über ihre Vorschläge möglichst bis zur 
Europawahl im Mai 2019 so weit wie eben möglich bringen. Ein Abschluss bis dahin 
aber ist unrealistisch. Darin liegt auch eine Chance. Wenn es gelingt, die Bedeutung der 
Gemeinsamen Agrarpolitik für Europas Bauern, für unser aller Umwelt, für die Lebens-
qualität in ländlichen Gebieten und für das Tierwohl im EU-Wahlkampf ernsthaft und 
leidenschaftlich zu debattieren, kann ein neues Europäisches Parlament ein Zerbröseln 
ebendieser EU-Politik vielleicht noch stoppen.

Die personell gut ausgestatteten Mitgliedstaaten wie Deutschland und Frankreich 
haben schon damit begonnen, die Umsetzung der Kommissions-Vorschläge vorzuberei-
ten. Auch hierfür ist eine ernsthafte öffentliche Debatte über die Ausrichtung der Ge-
meinsamen europäischen Agrarpolitik wichtig. Je mehr Mitgliedstaaten den Bauern 
echte wirtschaftliche Perspektiven mit dem notwendigen Umbau in der Flächenwirt-
schaft und in der Tierhaltung aufzeigen, desto größer ist die Chance, auch in Brüssel ein 
Umdenken einzuleiten. 

Ulrich Jasper,
AbL-Geschäftsführer

27 mal          
EU-Agrarpolitik
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Die landwirtschaftlichen Flächen 
sind knapp. Eine Intensivierung der 

Nutzung geht oft zulasten der ökolo-
gischen Vielfalt. Agroforstsysteme bie-
ten Möglichkeiten beides zu verbinden. 
Dieses Landnutzungskonzept wird von 
ihren Befürwortern deshalb als wich-
tige Säule für eine zukunftsfähige Land-
wirtschaft angesehen. Die Agroforst-
kampagne beispielsweise habe es sich 
zur Aufgabe gemacht, die Art der An-
bauweise bekannter zu machen und 
deren Umsetzung voranzutreiben, er-
klärt Robert Strauch, Koordinator der 
Kampagne. Die Initiative wurde von 
dem gemeinnützigen Verein zukunfts-
Fähig e. V. sowie einzelnen Personen, 
die sich mit dem Konzept der Perma-
kultur befassen und danach arbeiten, 
begründet. Aber was bedeutet Agro-
forstwirtschaft eigentlich? Laut Defini-
tion die Kombination von Ackerbau, 
Mäh- und Weideflächen mit Bäumen 
und Sträuchern auf der gleichen Fläche. 
Streuobstwiesen sind ein klassisches 
Beispiel: Obstgehölze kombiniert mit 
einer Unternutzung wie Beweidung 
oder Futtergewinnung sind altbewährt 
und auf vielen bäuerlichen Betrieben zu 
finden. Das Spektrum an Umsetzungs-
möglichkeiten von Agroforstsystemen 
ist jedoch breiter. Von Waldgärten 
über Windschutzhecken bis zu „Alley 
Cropping“, einem System, in dem Ge-
hölze streifenweise auf landwirtschaft-
lichen Nutzflächen angebaut werden, 
ist alles möglich.

Vorteile vom Acker mit Bäumen
„Bäume können in der Landwirtschaft 
verschiedenste positive Effekte wie Ero-
sionsschutz, Ertragssteigerung, Verbes-
serung des Wasserhaushaltes und die 
Erhöhung der Biodiversität mit sich 
bringen“, so Kampagnenkoordinator 
Strauch. Ausgeräumte Landschaften 
sind einfacher maschinell zu bearbei-
ten, doch diese Bewirtschaftungsform 
hat ihren Preis. Strukturarme Schläge 
wirken sich negativ auf das Mikro-
klima und die Biodiversität aus. Über 
Hecken oder andere Strukturen auf 
dem Acker wird wegen der umständ
licheren Bearbeitung oft geschimpft. 
Doch deren Wirkung wird unter-
schätzt. Windschutzhecken beispiels-
weise reduzieren die Windgeschwindig-
keit. Dadurch kann die Wasserverfüg-
barkeit auf landwirtschaftlichen Flä-
chen erhöht werden, da die Verduns
tung verringert und die Bodenfeuchte 
stabilisiert wird. Dies gilt für die ge-

Bäume auf dem Acker
Agroforstsysteme verbinden unterschiedliche Landnutzungen auf einer Fläche 

samte Fläche. Am Rand der Struktur ist 
der Effekt durch die direkte Wasser-
konkurrenz der Hecke und der Kultur 
meist nicht direkt zu erkennen.                                                                                                                  
Durch den Widerstand der Strukturen 
wird der Abtrag der Bodenkrume 
durch Wind und Wasser vermindert. 
Diese Faktoren wirken in ihrer Gesamt-
heit ertragssteigernd. Außerdem kön-
nen Strukturen puffernd gegen Abdrift 
von Nachbarschlägen wirken. Ertrags-
hecken könnten bei günstigen politi-
schen Rahmenbedingungen ein für 
Bäuerinnen und Bauern zukunftsfä-
higes und attraktives Konzept sein. 
Ökonomische Faktoren wie Wertholz- 
und Wildobsterzeugung könnten mit 
positiven Umwelteffekten verknüpft 
werden.

Mehr Diversität
Ein weiterer Vorteil ist, dass durch 
Agroforstsysteme langfristige stabilere 
Ökosysteme geschaffen werden kön-
nen. Hecken und Baumreihen beispiels-
weise liefern zusätzlichen Lebensraum 

für landwirtschaftliche Forschung 
Agroscope eine Humusanreicherung 
von 18 % in nur sieben Jahren unter 
Agroforstsystemen festgestellt werden. 
Der erhöhte Humusgehalt konnte so-
gar bis 60 cm Tiefe nachgewiesen wer-
den. Die Kohlenstoffsenke im Boden 
sowie die längerfristige Etablierung von 
Bäumen dienen dem Klimaschutz und 
ganz konkret der Umweltbilanz des Be-
triebs. Durch die tiefen Baumwurzeln 
können Nährstoffe aus tieferen Schich-
ten mobilisiert und damit pflanzenver-
fügbar werden. Über die Laubstreu 
gelangen sie in den betrieblichen Nähr-
stoffkreislauf.
Dazu kommt der Aspekt der Holzpro-
duktion. Energieholz- oder gar Wert-
holzproduktion auf dem Acker könnten 
zukünftig durchaus an Relevanz gewin-
nen und eine weitere Einkommens-
quelle bilden.

Politische Rahmenbedingungen
Die EU lässt Spielräume zur expliziten 
Förderung von Agroforstsystemen, die 

pflanzenbaulichen Bestandteile eines 
Ackers sein. Bäume, die im Kurzum-
trieb gepflanzt werden, müssen spätes
tens nach 20 Jahren gefällt werden. 
Hecken oder ähnliche Strukturen 
könnten als geschützte Landschaftsele-
mente gelistet werden. Die Rechtslage 
ist mehr als unklar. Doch genau dafür 
braucht es mutige Bäuerinnen und Bau-
ern, die vorangehen. Möglicherweise 
können mit den regionalen Behörden 
Ausnahmeregelungen vereinbart wer-
den. Ein Pionier, der etwas Neues ge-
wagt hat, ist Jochen Hartmann vom 
Hof Hartmann in Lüneburg. Er hat 
mehrere mobile Hühnerställe. Seine 
Hühnerausläufe hat er zur Strukturie-
rung mit Bäumen bepflanzt. Hühner als 
Waldtiere fühlen sich umgeben von 
Bäumen sicherer. So verteilen sie sich 
weiter in der Fläche, was beispielsweise 
die Nitratbelastung im stallnahen Be-
reich verringert. „Wir haben durch die 
Bäume auch weniger Probleme mit dem 
Habicht. Für mich ist diese Form der 
Hühnerhaltung das artgerechteste Sys-
tem der Zukunft“, so Hartmann. Die 
Anlage wurde zu 80 % von einem lo-
kalen Supermarkt finanziert, an den die 
Hartmanns Eier liefern. „Bisher hat 
alles sehr gut geklappt. Natürlich ist 
auch ein eigenes Risiko dabei, aber die 
positiven Effekte sprechen für sich. Die 
Bäume sind außerdem mein kleines Ak-
tienpaket für die Zukunft“, meint Jo-
chen Hartmann zufrieden.

Politische Überzeugungsarbeit
Auch Robert Strauch ist von der Zu-
kunftsfähigkeit von Agroforstsystemen 
überzeugt. Er möchte weiterhin Druck 
auf die Politik ausüben, sodass die 
Neuanlage attraktiver für Bäuerinnen 
und Bauern gestaltet wird. Die Agro-
forstkampagne hat eine Absichtserklä-
rung auf ihrer Internetseite platziert, 
auf der Interessierte zeigen können, 
dass Agroforstsysteme für sie von Rele-
vanz sind. Strauch erhofft sich, mit den 
anonymisierten Interessensbekun-
dungen der Notwendigkeit klarer 
rechtlicher Rahmenbedingungen für 
Bäuerinnen und Bauern der Politik ge-
genüber mehr Ausdruck zu verleihen. 
„Aktuell suchen wir Partnerinnen 
und Partner, die offen sind und mit 
uns gemeinsam Ideen und Möglich-
keiten entwickeln wollen. Gerne be-
raten wir betriebsindividuell und ent-
wickeln gemeinsam Anbausysteme, 
die auf den Betrieb abgestimmt sind“, 
so Strauch.� sg

und erhöhen damit die Biodiversität. 
Sie sind wichtige Trittsteine und ver-
binden Habitate. Durch stabile Öko
systeme können sich Gegenspieler von 
Schadorganismen etablieren, die regu-
lierend auf die Schädlingspopulation 
wirken. Strukturen auf dem Acker wer-
ten die Kulturlandschaft ästhetisch auf 
und erhöhen deren Attraktivität. Zu-
sätzlich wird durch die ständig abster-
benden Feinwurzeln über längere 
Zeiträume Biomasse angereichert. In 
der Schweiz konnte bei einem Versuch 
des Kompetenzzentrums des Bundes 

beispielsweise in Frankreich durch un-
terschiedliche Maßnahmen und Pro-
gramme genutzt werden. Dort haben 
Baumstreifen die gleichen Zahlungsan-
sprüche wie Ackerkulturen. Die Fläche 
mit Agroforstsystemen hat in Frank-
reich in den letzten Jahren stark zuge-
nommen. In Deutschland hingegen 
wurden diese Möglichkeiten der EU-
Ebene nicht umgesetzt. Alle Systeme 
hier, die nicht als Kurzumtriebsplanta-
gen (KUP) oder Streuobstwiesen gelten, 
fallen aus dem Raster der Förderfähig-
keit. Derzeit dürfen Bäume keine 

Synergien sinnvoll nutzen - Agroforstsysteme und Hühnerhaltung� Foto: Hartmann
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Blumige Formulierungen
Bauernverband und Ministerin passen gut zusammen

Wow, die tut was, könnte man mei-
nen – Bundeslandwirtschaftsmi-

nisterin Julia Klöckner (CSU) meldet 
sich nicht selten öffentlich zu Wort. 
Trotzdem ist auf der wirklichen Ha-
benseite erst einmal nur das endgültige 
Freilandverbot der drei längst von der 
EU-Kommission per Übergangsmaß-
nahme aus dem Verkehr gezogenen 
Neonikotinoide Clothianidin, Imi-
dacloprid und Thiamethoxam im EU-
Ministerrat zu sehen. Damit musste sie 
sich noch nicht wirklich aus dem Fen-
ster lehnen, selbst der Bauernverband 
bezeichnet das endgültige Aus der 
Wirkstoffe, auf das sich die Bauern und 
Bäuerinnen längst in den letzten drei 
Jahren einstellen konnten, nur noch als 
„Herausforderung.“ Klöckner konnte 
allerdings Handlungsvermögen und 
Einheit mit dem Koalitionspartner im 
Umweltministerium demonstrieren. 
Kurz danach bestätigte der Europä-
ische Gerichtshof (EUGH) auch noch, 
dass das Teilverbot der EU-Kommis-
sion aus dem Jahr 2013 rechtens gewe-
sen war. Geklagt hatten Bayer und 
Syngenta, weil man, so die Bayer-Kom-
munikation „weiterhin davon über-
zeugt“ sei, „dass seine Produkte bei 
verantwortungsvoller und sachgemäßer 
Anwendung sicher sind“. Man zeigte 
sich enttäuscht vom Urteil des EUGH. 
Deren Richter wiederum hatten aner-
kannt, dass die EFSA richtig handelte, 
als sie aus Gründen des Bienenschutzes 
den Mitteln die Zulassung entzog.

Nach Gusto
Subtil, aber anders läuft die Sache beim 

Glyphosat. „Massive Einschränkungen“ 
in der Nutzung solle es geben. Neben 
dem Verbot für Kleingärtner, in Parks 
und Sportanlagen dürften Bauern und 
Bäuerinnen das Mittel nur noch anwen-
den, wenn es „absolut notwendig“ sei, 
sagte Klöckner, als sie Eckpunkte eines 
Verordnungsentwurfs auf einer Presse-
konferenz in Berlin vorstellte. Genügend 
Saumstrukturen oder Hecken müssten 
da sein. Es gebe Regionen in Europa, so 
die Ministerin, „die kennen Sie auch, 
das sind richtige Agrarsteppen, wo keine 
Rückzugsstrukturen mehr sind“. Solche 
Rückzugsstrukturen seien die Bedin-
gung, dass es überhaupt noch zulässig 
sei, Glyphosat einzusetzen. Aber es gebe 
auch erosionsgefährdete Flächen, wo 
„jede mechanische Behandlung zu Ero-
sion führt“, da müsse nach der Ernte, 
also zur Stoppelbearbeitung, Glyphosat 
möglich bleiben. Und auch bei Problem
unkräutern werde es „in absehbarer 
Zeit keine bessere Alternative“ zu dem 
Wirkstoff geben, so die Ministerin. Und 
wenn die Ernte „komplett in Gefahr 
sei“, könne auch noch die Sikkation an-
gewendet werden, aber „nicht nach Gu-
sto und Lust und Laune“, sondern nur 
nach Anmeldung bei den Behörden drei 
Tage zuvor. Alles in allem wolle Klöck-
ner „die Anwendung von Glyphosat 
grundsätzlich und EU-konform so 
schnell wie möglich beenden“. Einen 
konkreten Zeitplan für den Ausstieg 
nennt sie bewusst nicht, „damit wir 
nicht irgendwann aufhören, sondern 
immer wieder neu anfangen, besser zu 
werden“. Lässt man sich von den blu-
migen Formulierungen nicht täuschen, 

heißt das, es bleibt alles so wie es ist. 
Das beißt sich ein wenig mit der Aus-
sage von Ministerkollegin Svenja 
Schulze im Umweltressort, die Glypho-
sats Ende zum Ende der Legislaturperi-
ode sieht. Bis Herbst dieses Jahres will 
Klöckner die „Ackerbaustrategie mit 
einem Gesamtansatz zur Reduzierung 
von Pflanzenschutzmitteln“ vorlegen, 
man darf gespannt sein.

Nichts Neues
Der Bauernverband hat im Gleich-
klang mit weiteren landwirtschaft-
lichen Organisationen im Zentralaus-
schuss der Deutschen Landwirtschaft 
(ZDL) nun schon seine Vorstellungen 
zum Ackerbau der Zukunft vorgelegt. 
Die zusammenfassende Überschrift 
der „agrarzeitung“ lautet: „Verbän-
den fällt nichts Neues zum Ackerbau 
ein“. Die Aussagen zu Glyphosat 
illustrieren das und passen perfekt 
zur Ministerin: „Wir wollen den Ein-
satz von Glyphosat reduzieren, wenn-
gleich der Einsatz dieses herbiziden 
Wirkstoffs im Rahmen der konservie-
renden Bodenbearbeitung zur pflug-
losen Beseitigung von Unkräutern, 
Ausfallgetreide und -raps sowie Zwi-
schenfrüchten unverzichtbar ist. Der 
Einsatz von Glyphosat zur Terminie-
rung der Ernte ist ausgeschlossen. In 
begründeten Einzelfällen kann eine 
Ausnahme zur Sikkation unter Beach-
tung strenger Bedingungen – gemäß 
den geltenden Anwendungsbestim-
mungen – erforderlich sein.“ Das 
Neue sei, dass man Vorstellungen 
zum Ackerbau, die man sich immer 

schon gemacht habe, nun öffentlich 
mache, erklärte Bauernverbandsprä-
sident Joachim Rukwied. 

Umdenken notwendig 
Der grundsätzliche Fehler im Zusam-
menhang mit Glyphosat sei, sagt AbL-
Ackerbauer Franz-Joachim Bienstein, 
dass das Mittel inzwischen fester Be-
standteil eines Systems billigen, indus-
triellen Ackerbaus sei. Es werde vor 
allem aus finanziellen Gründen benutzt, 
auch weil die Preise für landwirtschaft-
liche Produkte gnadenlos zur Kostenop-
timierung zwingen. Bienstein hält eine 
Regulierung für sinnvoll, der den Ein-
satz zum Beispiel auf einmal in fünf 
Jahren auf derselben Fläche begrenzt. 
„Dann würde es nur als Notfallmittel 
genutzt.“ Veränderungen im Ackerbau 
und im Umgang mit Pestiziden – Gly-
phosat und Neonikotinoide sind nur 
Spitzen des Eisbergs – sind überfällig. 
Das hat gerade erst wieder ein wissen-
schaftliches Expertengremium ver
öffentlicht. Die Mitglieder der natio-
nalen Akademie der Wissenschaften 
Leopoldrina haben sich in ihrer Studie 
„Der stumme Frühling – Zur Notwen-
digkeit eines umweltverträglichen 
Pflanzenschutzes“ besonders mit den 
Zulassungsverfahren von Pestiziden be-
fasst und erhebliche Mängel festgestellt, 
wenn es um Praxisrelevanz der Unter-
suchungen und Kombinationswir-
kungen geht. Ihr Fazit lautet: „Die kon-
ventionelle landwirtschaftliche Pflan-
zenschutzpraxis hat einen Punkt er-
reicht, an dem wichtige Ökosystem-
funktionen und Lebensgrundlagen 
ernsthaft in Gefahr sind. Bisherige Lö-
sungsansätze sind an ihre Grenzen ge-
kommen und es besteht dringender Be-
darf zu handeln. Das kritische Hinter-
fragen lange akzeptierter Dogmen und 
Praktiken sowie eine interdisziplinäre 
Herangehensweise sind hierfür unab-
dingbar. Insgesamt müssen die vielfäl-
tigen Umweltbelastungen durch Pesti-
zide im größeren Rahmen der europä-
ischen Agrar- und Chemikalienpolitik 
gesehen und behandelt werden. In bei-
den Bereichen ist grundsätzliches Um-
denken erforderlich.“ Dazu gehört für 
die Autoren der Studie auch, Pestizide 
mit Abgaben zu belegen, um ihre Rolle 
als billigen Bestandteil eines intensiven 
Ackerbaumodells zu relativieren. Nach 
so einem grundsätzlichen Umdenken 
allerdings klangen die Worte aus dem 
Bundeslandwirtschaftsministerium bis-
lang eher nicht.� csGrubber statt Glyphosat ist möglich!�  Foto: Schievelbein
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Die Handelsminister, in Deutschland 
vertreten durch das Wirtschaftsmini-

sterium, haben entschieden: Die EU-Kom-
mission beginnt Freihandelsgespräche mit 
Neuseeland und mit Australien. Ozeanien 
hat ein klares Interesse daran, Milch- und 
Fleischprodukte, vor allem von Rindern 
und Schafen, zu exportieren. Nur im Ge-
genzug einer entsprechenden Marktöff-
nung werden sie ihre Märkte für Maschi-
nen, Chemikalien oder verarbeitete Le-
bensmittel aus Europa öffnen – Auge um 
Auge, Zahn um Zahn. 
Was es bedeuten könnte, bzw. welche Ex-
portpotentiale Ozeanien hat, zeigen Be-
rechnungen des Thünen-Institutes. Im 
Falle einer vollständigen Liberalisierung 
lägen die Produktionsrückgänge in 
Deutschland zwischen 3,3 % und 3,9 % 
bei Rohmilch und zwischen 3,9 % und 4,5 
% bei Milchprodukten. Topagrar-Online 
meldet, dass die EU-Kommission im Rind-
fleischsektor davon ausgeht, dass sich die 
Rindfleischimporte aus Australien in die 
EU verfünffachen könnten. Ein Freihan-
delsabkommen könnte zu einem Produk-
tionsrückgang von 1,2 % in der EU füh-
ren. Zwar ist nicht mit einer vollständigen 
Liberalisierung zu rechnen, aber will die 
EU mehr Maschinen exportieren, wird sie 
auch mehr Marktzugang für Milch und 
Fleisch gewähren müssen.  
Die Milcherzeugung ist in Ozeanien deut-
lich billiger als in Europa. In Neuseeland 
gibt es auf jedem Betrieb im Durchschnitt 
410 Kühe, während in Deutschland im 
Schnitt 61 Milchkühe im Stall stehen. Die 

Milch gegen Maschinen
EU-Freihandelsgespräche mit Australien und Neuseeland

Billigstrategie hat in Neuseeland ihren 
Preis. Umweltbelastungen durch Nähr-
stoffüberschüsse aus der Landwirtschaft 
machen dort immer wieder Schlagzeilen. 
„Diese Umweltbelastungen importieren 
wir mit, wenn solche Handelsabkommen 
abgeschlossen werden“, sagt Ottmar Ilch-
mann, Milchsprecher der Arbeitsgemein-
schaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL). 
„Gleichzeitig wird unsere Landwirtschaft, 
angetrieben durch die billige Export- und 
Importorientierung, ebenfalls zunehmend 
in die Intensivierung getrieben.“

Milchmarkt voll
„Die Situation auf dem Milchmarkt ist ak-
tuell äußerst fragil und angespannt“, sagt 
Ilchmann weiter. „Zwar hat sich der 
Markt in den letzten Wochen leicht erholt, 
trotzdem ist perspektivisch nicht mit Preis-
steigerungen zu rechnen. Der Milchmarkt 
ist immer noch übervoll. Deshalb liegt der 
Preis, den die Erzeuger erhalten, zehn Cent 
unter der Kostendeckung. Die Situation 
für unsere Milchhöfe ist ruinös und nun 
sollen durch ein neues Handelsabkommen 
mit Neuseeland und Australien noch zu-
sätzliche Milchimporte auf unsere über-
vollen Märkte zugelassen werden. Damit 
wird unsere bäuerliche Milchwirtschaft 
gänzlich auf’s Spiel gesetzt.“ Die Arbeits-
gemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft 
lehnt solche Handelsabkommen wie mit 
Neuseeland und Australien ab und fordert 
eine Qualitätsoffensive in der Agrar- und 
Handelspolitik.

Berit Thomsen, AbL-Handelsreferentin

Frankreich verbietet Glyphosat nicht
Das französische Parlament, die Nationalversammlung, hat ein Ver-
bot von Glyphosat in einer Abstimmung abgelehnt. Zuvor hatte 
sich Präsident Emmanuel Macron dafür eingesetzt, den Pestizid-
wirkstoff innerhalb von drei Jahren auf nationalstaatlicher Ebene 
zu verbieten. Damit ist er nun auch durch Mitglieder seiner eigenen 
Partei gescheitert. Die französische Regierung setzt nun nach eige-
nen Aussagen auf eine freiwillige Selbstverpflichtung von Landwir-
ten und Industrie, Glyphosat ab dem Frühjahr 2021 nicht mehr ein-
zusetzen. Zudem soll die Suche nach alternativen Mitteln vorange-
trieben werden.  cs

Grüne Grundsatzdiskussion zu Gentechnik
Die neuen Parteivorsitzenden der Grünen haben Anfang April ein 
Impulspapier für ein neues Grundsatzprogramm der Partei heraus-
gegeben, das sich offen gegenüber den neuen Genom-Editing-Ver-
fahren zeigt. Zwar würden sich die Grünen gegen Gentechnik bei 
Lebensmitteln aussprechen, „sollten aber noch einmal hinterfragen, 
ob bestimmte neue Technologien nicht helfen könnten, die Versor-
gung mit Nahrungsmitteln auch dort zu garantieren, wo der Klima-
wandel für immer weniger Regen oder für versalzenen Boden 
sorgt“. Das hat Irritationen innerhalb und ausserhalb der Partei 
hervor gerufen. Verschiedene gentechnikkritische Organisationen, 
darunter die AbL, haben einen Brief an die Parteispitze formuliert 
und es fand ein Gespräch mit Annalena Baerbock statt. Nun haben 
die grünen agrarpolitischen SprecherInnen auf Landes-, Bundes- 
und Europaebene ihr Positionspapier veröffentlicht. Darin steht: 
„Die langfristigen Folgen von Agrogentechnik und der neuen Ver-
fahren für Menschen und Umwelt sind nicht absehbar und das gel-
tende Vorsorgeprinzip schützt uns vor unwiderruflichen Schäden“ 
und weiter: „Nur mit einer strengen Regulierung und einem ent-
sprechenden Monitoring zum Verhalten der Organismen lassen sich 
die Auswirkungen der neuen Gentechnikmethoden erfassen und 
kontrollieren.“ Die neuen Techniken müssten als Gentechnik mit 
entsprechenden Genehmigungsverfahren (Risikoprüfung, Zulas-
sung, Rückverfolgbarkeit, Kennzeichnung, Freisetzungsrichtlinie) 
eingestuft und geregelt werden.  av

Verwässerte Haltungskennzeichnung
Einen „absehbaren Rohrkrepierer“ nannte die Interessengemein-
schaft der Schweinehalter Deutschlands (ISN) die nun von Bundes-
landwirtschaftsministerin Julia Klöckner (CDU) angekündigte frei-
willige Haltungskennzeichnung beim Fleisch. Sie hatten sich – wie 
andere landwirtschaftliche und gesellschaftliche Interessengruppen 
– in den vergangenen Wochen für eine verpflichtende Kennzeich-
nung stark gemacht. Nur sie gewährleiste Verbrauchertransparenz. 
Klöckner kommt nun denen entgegen, die möglichst wenig an der 
Tierhaltung ändern und das den Verbauchern nicht unbedingt 
offen legen wollen, wie sie ihre Tiere halten. Dafür spricht auch, 
dass die Einstiegsstufe der Initiative Tierwohl, welche kaum echte 
Verbesserungen für die Tiere bedeuten, eine eigne Labestufe ober-
halb des gesetzlichen Standarts bekommen soll. Das Vertrauen der 
Verbraucher wird das alles nicht stärken.  cs

Krebswarnung auf Glyphosatprodukten
In einem Berufungsverfahren entschied ein Gericht im US-Bundes-
staat Kalifornien, dass die Behörden Glyphosat in die Liste der 
wahrscheinlich krebserregenden Substanzen aufnehmen können. 
Monsanto hatte gegen die entsprechende Entscheidung der 
Gesundheitsbehörde geklagt. Die Aufnahme in die amtliche Liste 
der krebserregenden Substanzen bedeutet, dass alle Produkte, die 
Glyphosat enthalten, einen entsprechenden Warnhinweis tragen 
müssen. Außerdem ist die Einleitung von glyphosathaltigen 
Abwässern in Gewässer, die für die Trinkwasserversorgung 
genutzt werden, in Zukunft strafbar.  ml

Freihandels-Abkommen mit Neuseeland und Australien: Schafe gegen Autos?� Foto: Cornerstone/ pixelio
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Es ist eine leicht hügelige, immer wieder 
von Hecken und einzelnen Streuobst-

wiesen durchzogene Landschaft. Im Osten 
steigt der hessische Vogelsberg auf, nach 
Norden öffnet sich die Landschaft Rich-
tung Marburg. Der Betrieb von Stefan 
Mann, dem im April neu gewählten Bun-
desvorsitzenden des Bundesverbands Deut-
scher Milchviehhalter e. V. (BDM), liegt im 
Erbsdorfer Grund im Landkreis Marburg-
Biedenkopf. Seit drei Generationen bewirt-
schaften die Manns den Hof an dieser 
Stelle und mit Sohn Jacob steht die vierte 
in den Startlöchern. Bevor Stefan Mann 
den Betrieb 1988 von seinem Vater über-
nahm, gab es neben zehn Kühen und Mast-
bullen auch zehn Zuchtsauen und 60 
Mastschweine auf dem Betrieb. Mit dem 
Generationenwechsel verließen die 
Schweine und die Bullen den Hof und die 
Milchviehhaltung wurde ausgebaut. Ziem-
lich schnell, so erzählt Mann am Küchen-
tisch im Erdgeschoss des in Eigenarbeit 
renovierten und für die Region typischen 
Fachwerkhauses, habe er sich nach der 
Übernahme die Frage nach der Zukunft 
des Betriebs, den Perspektiven für die kom-
menden Generationen gestellt. Von der 
Natur lernen und mit der Natur arbeiten, 
so sein Fazit, müsse zur Grundlage des 
Wirtschaftens werden. 1991 dann folgte 
die Umstellung auf Biolandbau. In der 
Folge wurde ein Boxenlaufstall gebaut. Der 
Umzug aus dem Anbindestall wurde da-
mals von Studentinnen der Uni Kassel wis-
senschaftlich begleitet. Heute melken 
Manns 120 Kühe. Die weitläufigen Weiden 
liegen direkt am Stall. Eher ungewohnt ist 
die Kreuzung: Schwarzbunt mit Fleckvieh. 

BDM mit neuer Führung
Stefan Mann löst Romuald Schaber an der Spitze des Bundesverbands Deutscher Milchviehhalter (BDM) ab

Die Kühe werden kräftiger und von der 
Färbung her variieren sie vom Fleckvieh-
braun über verschiedene Brauntöne bis 
zum Schwarz der Holsteins. Knapp 200 ha 
gehören inzwischen zum Betrieb und ver-
teilen sich je zur Hälfte auf Grün- und auf 
Ackerland. Neben Roggen und Weizen 
werden auch Ackerbohnen angebaut, vor-
rangig zur Fütterung der Milchkühe.

Auf der Suche
Seit 2003 liefert Mann seine Milch an die 
Coburger Milchwerke Oberfranken. Davor 
gab es zehn Jahre mit fast jährlich wech-
selnden Lieferbeziehungen. Vor allem die in 
den 90er Jahren voranschreitende Konzen-
tration innerhalb der Molkereibranche 
zwangen Mann immer wieder sich neu zu 
orientieren. „Anstrengend war das. Immer 
die Ungewissheit und die Suche nach neuen 
Abnehmern“, so Stefan Mann im Rück-
blick. Bei der Coburgern passen die Liefer-
bedingungen: kein Staffelpreis, keine De-
ckelung bei den Anteilen, sodass jeder nach 
seiner tatsächlichen Größe beurteilt wird. 
„Das sind neben dem freundlichen und re-
spektvollen Umgang wichtige Argumente 
für das Lieferverhältnis zwischen Bauern 
und Molkereien.“

Und die Politik?
Derzeit steht die Forderung im Raum, die 
Milchbranche – Milchbauern, Molkereien, 
Verarbeiter und Handel – sollte gemein-
sam eine Lösung für die zukünftige Ausge-
staltung der Lieferbeziehungen erarbeiten. 
Die Politiker, auch die neue Landwirt-
schaftsministerin, fordern, dass sich die 
Akteure selbst einigen und wollen nichts 
von den Rahmenbedingungen wissen, die 
vom BDM als Voraussetzung für eine 
Branchenlösung gefordert werden. „Die 
Molkereien müssen angemessene Preise 
zahlen“, so Mann. „Derzeit ist zu viel 
Milch am Markt. Um die Menge der 
Nachfrage angepasst regeln zu können, 
brauchen wir ein Marktkriseninstrument.“ 
Nur wenn die Menge geregelt ist, so ist 
sich Mann sicher, können Bauern ihre be-
rechtigten Forderungen bei der Vertrags-
gestaltung einbringen. Molkereien wie 
Friesland Campina zeigen zwar, dass eine 
Mengenregulierung möglich ist. Dabei, so 
Mann, gehe es aber nicht um eine Markt-
bereinigung, sondern ausschließlich um 
unternehmensinterne Optimierungen bei 
der Auslastung der eigenen Kapazitäten. 
Für die Zukunft befürchtet der Milch-
bauer die Einführung von Zwei-Preis-Mo-
dellen, wie es sie bereits in der Schweiz 
gibt: Menge A zum geregelten Festpreis 
und eine geringer bezahlte B-Menge.

Milch in der Fläche
Mit Blick auf die anstehende EU-Agrarre-
form kritisiert Mann die Vorschläge zu Kür-
zungen in der zweiten Säule. Vor allem Bau-
ern, die ihre Betriebe mit der Unterstützung 
von Umweltagrarmaßnahmen ökologischer 
ausrichten wollten, Kühe auf die Weide brin-
gen, tiergerechtere Haltungsbedingungen 
einführen und damit die gesellschaftlichen 
Forderungen umsetzen wollten, könnten die 
Opfer der Kürzungen werden. Dabei, so 
Mann, wäre es gerade jetzt wichtig, die Zah-
lungen durch messbare, gesellschaftliche 
Leistungen auch langfristig zu sichern. 
„Wenn es nicht gelingt, die Agrargelder ein-
deutig mit konkreten Leistungen, die wir 
Landwirte für die Gesellschaft erbringen, zu 
verknüpfen, dann sind weitere und erheb-
lichere Kürzungen nur eine Frage der Zeit“, 
so Mann. Besser zu verkraften seien derar-
tige Kürzungen, wenn parallel dazu die am 
Markt erzielten Preise stiegen. Hierfür 
bräuchte es eine Veränderung in der Ausge-
staltung der gemeinsamen Marktordnung. 
Derzeit aber beschränkt sich die GAP-Dis-
kussion zum wiederholten Male alleine auf 
die Gestaltung der Zahlung von Agrargel-
dern, obwohl es längst eine breite Überein-
stimmung in Landwirtschaft, Wissenschaft 
und Politik gibt, dass damit die GAP-Ziele 
einer multifunktionalen Landwirtschaft an-
gesichts knapper Mittel nicht ansatzweise 
erreichbar sind.

„Wir erwarten von EU-Agrarkommis-
sar Phil Hogan und dem EU-Agrarrat, sich 
endlich den Realitäten zu stellen. Wer sich 
bei der Weiterentwicklung der GAP nur 
mit Geldverteilen befasst, hilft weder Bau-
ern noch Bürgern“, kritisiert Stefan Mann. 
„Die Gemeinsame Marktordnung muss 
unbedingt mit angepackt werden, damit 
sich die Bauern höhere gesellschaftliche 
Anforderungen leisten können“, gibt sich 
Mann kämpferisch.� mnDie Kühe von Stefan Mann beim täglichen Weidegang� Foto: Nürnberger

Stefan Mann� Foto: Weiss

Nitrat erhöht 
Darmkrebsrisiko

Dänische Wissenschaftle-
rInnen sind in einer Stu-

die zu dem Ergebnis 
gekommen, dass Nitrat-

gehalte bereits unter dem 
geltenden Grenzwert im 

Trinkwasser das Risiko 
erhöhen können, an 

Darmkrebs zu erkranken. 
Die WissenschaftlerInnen 

der Universität Aarhus 
hatten Daten aus dem 

dänischen Gesundheitsre-
gister verwendet und 

diese in Bezug auf die 
Trinkwasserqualität aus-
gewertet. So sollte eine 

mögliche Verbindung der 
langfristigen Nitratbela-

stung im Trinkwasser und 
dem Darmkrebsrisiko 

erforscht werden. Dabei 
wurde die Nitratbela-

stung von 2,7 Millionen 
Erwachsenen zwischen 

1978 und 2011 berechnet. 
Die Studie fand ein signi-
fikant erhöhtes Risiko für 

Darmkrebs bereits bei 
Nitratbelastungen von 

über 3,87 mg/l. Der aktu-
elle EU-Grenzwert für 
Nitrat im Trinkwasser 

liegt bei 50 mg/l. Laut der 
WissenschaftlerInnen 

wird eine Debatte, ob die 
aktuellen Trinkwasser 

Standards ausreichen, fol-
gen. Zumal nach wie vor 

in Deutschland die Grenz-
werte an verschiedenen 

Messstellen überschritten 
werden.   sg
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In diesem Frühjahr überschlugen sich die 
Ereignisse: Vor ungefähr einem Monat 

meldete die Berliner Milcheinfuhr-Gesell-
schaft (B.M.G.) Konkurs an. Die bundes-
weit ca. 1.000 Milchbauern und -bäue-
rinnen, die an die B.M.G. lieferten, hatten 
von heute auf morgen keinen Abnehmer 
mehr. Am 9. März hatte die rheinland-
pfälzische Milcherzeugergemeinschaft 
(MEG RLP/Saar) kurzfristig zu einer Mit-
gliederversammlung einberufen, um An-
sätze zu finden, auf die niedrigen Milch-
preise zu reagieren. Am selben Abend 
wurde die Anmeldung der B.M.G.- Insol-
venz aus Berlin bekannt gegeben. Bei der 
Abschlagszahlung der B.M.G. im Februar 
lag das Milchgeld bereits bei 23,5 Cent/kg 
statt der sonst durchschnittlichen 33,5 bis 
34 Cent/kg. Der Begriff der Insolvenz 
stand zwar Ende Februar gerüchtehalber 
im Raum, aber Einschätzungen, dass die 
BMG zu retten sei und es sich um eine 
„leichte Insolvenz“ handele, schürten 
Hoffnungen.

Schlag auf Schlag
Randy Aller, Vorstandsmitglied der MEG 
RLP/Saar: „Die Spedition rief mich am 14. 
März abends an, dass die Deckungszusage 
durch die BMG entzogen wurde und sie 
die Milch nicht mehr abholen können. Ich 
meinte, sie sollen trotzdem kommen, auch 
wenn ich nicht wusste, wie wir das bezah-
len sollten.“ Trotz der nervenaufreibenden 
Zeit für die Beteiligten ist das schier Un-
mögliche geglückt. Kein Tropfen der 
Milch der MEG RLP/Saar musste wegge-
schüttet werden. In Kooperation mit der 
Bayern MeG wurde mit der ALMIL AG 
ein neuer Abnehmer gefunden.  „Da ka-
men die richtigen Leute zur richtigen Zeit 
zusammen und haben mit großem Einsatz 
das Ruder herumgerissen. Ohne die gute 
Zusammenarbeit mit der Bayern MeG, 
dem rheinland-pfälzischen MEG-Vor-
stand, dem neuen Abnehmer, der ALMIL 
AG, sowie den Spediteuren hätten wir das 
nicht geschafft!“, so der Milchbauer Aller. 
Die Geschehnisse des letzten Monats zei-
gen, welche Schlagkraft das Engagement 
und die Selbstorganisation von Bauern 
und Bäuerinnen hatten. So konnte der 
Ausfall der B.M.G. als Abnehmer der 
Milch kurzfristig abgepuffert werden.     
Das langfristige finanzielle Ausmaß der 
Insolvenz hingegen ist noch nicht klar ab-
zusehen. Es könnte bäuerliche Existenzen 
kosten. Der Schaden für die MEG RLP/
Saar liegt aktuell bereits bei fünf Millionen 
Euro. „Die Milchbauern und -bäuerinnen 
konnten sich gegen die Insolvenz nicht 
wappnen. Sie haben alles getan, was sie 

Über Nacht wurde keine Milch mehr abgeholt
Eine Perspektive rheinland-pfälzischer und saarländischer Bäuerinnen und Bauern auf die BMG-Insolvenz

tun konnten. Sie dürfen auf dem finanzi-
ellen Schaden, der nun jeden einzelnen 
Betrieb trifft, nicht sitzen bleiben“, so Al-
ler. Hans-Joachim Jansson, Milchbauer 
aus Vielbach im Westerwald ist einer der 
Betroffenen. Bei ihm stehen noch 31.000 
Euro von der B.M.G aus. Der neue Abneh-
mer, die ALMIL AG, wird ab Anfang Juni 
den Durchschnittsmilchpreis für Hessen, 
Rheinland-Pfalz und das Saarland ausbe-
zahlen. Bis dahin muss die Zeit mit einem 
Milchgeld von ca. 20 Cent/kg überbrückt 
werden. „Wir sind sehr froh, dass wir un-
sere Milch nicht in die Gülle melken muss-
ten“, sagt Milchbauer Jansson. „Uns ha-
ben die Rücklagen gerettet, mit denen wir 
eigentlich neu investieren wollten. Vielen 
anderen Betrieben geht es deutlich schlech-
ter. Nicht wenige wollen aufhören zu mel-
ken oder haben keinen Nachfolger“, so 
Jansson.

Und die Politik …
Die politische Reaktion auf die BMG-
Pleite war bisher schwerfällig und wenig 
entschlossen. Auch wenn die neue Bundes-
landwirtschaftsministerin betonte, dass ihr 
Gespräch mit dem Raiffeisenverband Be-
triebe habe retten können, will sie die 
strukturellen Missstände innerhalb der 
Milchlieferkette nicht angehen. Die Über-
sättigung des Milchmarktes sei ein explo-
sives Gemisch, so die Arbeitsgemeinschaft 
bäuerliche Landwirtschaft in Rheinland-
Pfalz. Nur eine bedarfsgerechte Milcher-

zeugung und ein Mengenmanagement 
könnten solche Zusammenbrüche in Zu-
kunft verhindern. Deshalb fordert die AbL 
Rheinland-Pfalz die Einführung eines eu-
ropaweiten Kriseninstruments zur Men-
genregulierung. Das rheinland-pfälzische 
Landwirtschaftsministerium schreibt auf 
seiner Internetseite, dass die Milchwirt-
schaft einen zentralen Bestandteil der länd-
lichen Räume in Rheinland-Pfalz darstellt. 
Auf Anfragen der AbL Rheinland-Pfalz 
nach konkreten Plänen oder Maßnahmen 
sieht das Ministerium hauptsächlich die 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 
durch einzelbetriebliches Wachstum, Di-
versifizierung oder die Verbesserung des 
einzelbetrieblichen Risikomanagements als 
Lösung. Im Fokus stehe eine marktorien-
tierte Landwirtschaft und so könne nur 
eine wettbewerbsfähige Milchwirtschaft 
auf volatilen Märkten bestehen.

Klare Forderung: Mengenregulierung
„Um weitere Pleiten von Molkereien zu 
verhindern und die Bäuerinnen und Bau-
ern zu schützen, brauchen wir konkrete 
Instrumente, die Angebot und Nachfrage 
in Einklang bringen, um den Markt zu re-
gulieren. Ein ‚Weiter so’ zu Lasten der 
bäuerlichen Betriebe ist keine Option“, so 
Randy Aller, der auch bei der Arbeitsge-
meinschaft bäuerliche Landwirtschaft 
Rheinland-Pfalz/Saar im Vorstand aktiv 
ist.� sg

Wie kommt man zu einer flexiblen Mengensteuerung?� Foto: Herzog

Penny räumt 
Regale aus
Zum ersten weltweiten 
Tag der Biene der Ver-
einten Nationen machten 
eine Penny-Filiale in Han-
nover-Lagenhagen, der 
Naturschutzbund 
Deutschland (NABU) und 
das niedersächsische 
Umweltministerium eine 
gemeinschaftliche 
Aktion, um auf den 
Rückgang von Insekten 
hinzuweisen. Um die 
Ausmaße und mögliche 
Konsequenzen des Insek-
tensterbens zu verdeutli-
chen, räumte die 
genannte Penny-Filiale 
sämtliche potentiell 
betroffene Produkte aus 
den Regalen. Von den ca. 
2.500 Produkten, die es 
bei Penny zu kaufen 
gibt, sind weit über die 
Hälfte indirekt oder 
direkt von der Bestäu-
bung durch Insekten 
abhängig. In den letzten 
20 Jahren hat sich die 
Arten- sowie Individuen-
zahl von Insekten massiv 
verringert. Über 85% der 
weltweiten Wild- und 
Kulturpflanzen sind auf 
die Bestäubung durch 
Bienen und bestäubende 
Insekten angewiesen. 
Deren Bestäubungslei-
stung für Kulturpflanzen 
wird mit einem finanziel-
len Wert auf 500 Milliar-
den Euro geschätzt. Als 
Hauptursache des Insek-
tensterbens gilt der mas-
sive Einsatz von Pestizi-
den sowie eine ausge-
räumte Landschaft, da 
durch fehlende Struktu-
ren wie Feldgehölze, 
Lebensraum und Nah-
rungsgrundlage ver-
schwinden.  sg
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Niederlage für Smithfield in North Carolina
Seit dem Jahr 2014 kämpfen hunderte von Menschen im US-Bun-
desstaat North Carolina gerichtlich gegen Gestank und Gülledrift 
von Schweinemastbetrieben des Fleischgiganten Smithfield. Im 
ersten Prozess fiel jetzt das Urteil. Zehn Familien, die in der Nähe 
eines Smithfield-Betriebs mit 15.000 Schweinen wohnen, hatten 
geklagt, weil bei entsprechender Windrichtung der Gestank der in 
offenen Lagunen gelagerten Gülle selbst bei geschlossenen Fen-
stern zu Übelkeit und Erbrechen führe. Smithfields Anwälte erklär-
ten die gesundheitlichen Beschwerden für nicht nachgewiesen. Die 
Jury sprach den Klägern eine Summe von 50 Millionen US-Dollar zu. 
Der US-Agrarminister, Sonny Perdue, bezog nach dem Urteil klar 
Stellung für die Industrie und bezeichnete die Entscheidung als 
„verabscheuungswürdig“. Smithfield ging in die Revision und ein 
Bundesgericht senkte die Schadensersatzsumme von auf 2,5 Millio-
nen US-Dollar. Smithfield wurde 2013 von der chinesischen WH 
Group übernommen und ist der weltgrößte Produzent von Schwei-
nefleisch. In North Carolina beschäftigt die Schweinefleischindustrie 
etwa 46.000 Menschen.  ml

Gerechter Welthandel gegen JEFTA
Das Netzwerk Gerechter Welthandel hat sich in einem offenen 
Brief an die Abgeordneten des Deutschen Bundestages dafür aus-
gesprochen, das Handelsabkommen zwischen Japan und der EU 
(JEFTA) nicht zu ratifizieren. Erst im Mai hat die EU-Kommission 
bekannt gegeben, dass der JEFTA-Vertrag fertig ist und nun in der 
EU ratifiziert werden sollte. Der EU-Rat, in dem Deutschland ein 
Veto einlegen könnte, muss JEFTA unterzeichnen und das EU-Parla-
ment muss seine Zustimmung geben. Als Kritik an JEFTA nannte das 
Netzwerk etwa: JEFTA würde es der EU und ihren Mitgliedsstaaten 
erschweren, japanische Lebensmittel- und Futtermittelimporte zu 
kontrollieren, obwohl es bereits dokumentierte Fälle von illegalen 
Importen gentechnisch veränderter Organismen in Futtermitteln 
aus Japan gebe. Weltweit sei Japan das Land mit den meisten zuge-
lassenen gentechnisch veränderten Pflanzen, sowohl in Lebens- als 
auch in Futtermitteln. Auch sei das in der EU fest verankerte Vor-
sorgeprinzip im Abkommen nicht ausreichend verankert. Der Koor-
dinierungskreis des Netzwerkes hat den Brief gezeichnet, in dem u. 
a. auch die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) 
vertreten ist.bet  bet

Verantwortung übernehmen
Drohungen und Beleidigungen gegenüber einer Politikerin sind 
unakzeptabel. Aber die jetzt von verschiedenen landwirtschaft-
lichen Medien vorgetragene Schelte, Nordrhein-Westfalens Land-
wirtschaftsministerin Christina Schulze-Föcking (CDU) sei von einer 
Allianz aus Tierrechtlern und Oppositionspolitikern aus dem Amt 
gemobbt worden, scheint doch etwas verkehrte Welt. Das Bild des 
Opfers Schulze-Föcking, vom Mob undemokratisch gejagt, verfängt 
gut in der Szene, wirkt aber angesichts der Tatsachen befremdlich. 
Diese sind: dass vor ihrem Amtsantritt Bilder tierschutzrelevanter 
Verstöße im Schweinestall der Familie veröffentlicht wurden (sie 
entschuldigte nicht die Zustände, sondern machte geltend, dass 
nicht sie, sondern ihr Mann für den Stall verantwortlich sei), dass 
sie die „Stabsstelle Umweltkriminalität“ im Ministerium schloss, die 
zum Schweinestall ihres Mannes eine Untersuchungsakte angelegt 
hatte und dass am Ende ein vermeintlicher Hackerangriff von Tier-
rechtlern ein TV-Netzwerk-Bedienungsfehler ihrer Eltern war. Ihr 
Amt abgeben musste Christina Schulze-Föcking schließlich, als sich 
herausstellte, dass sie schon einen Monat, bevor sie Öffentlichkeit 
und Opposition informierte (letztere hatte sich zuvor mit ihr solida-
risiert), von diesem peinlichen Fauxpas wusste. Es sind schon Mini-
ster und Ministerinnen für weniger unlauteres Verhalten gegangen. 
Christina Schulze-Föcking ist kein Opfer irgendwelcher Tierrechtler, 
sondern ihres eigenen Unvermögens, Verantwortung zu überneh-
men. Ihr folgt im Amt die ehemalige Staatsekretärin im Bundeland-
wirtschafts- wie auch im Bundesumweltministerium Ursula Heinen-
Esser aus Köln.  cs

Es ist ein weiteres Kapitel einer wahr-
scheinlich noch lange nicht beendeten 

Geschichte um die Landwirtschaft von 
Carlo Horn im brandenburgischen Kagel, 
unweit der östlichen Stadtgrenze von Ber-
lin. Etwa 180 Hektar in 70 Teilstücken, 
zum allergrößten Teil Pachtland, bewirt-
schaftet Horn dort mit seiner Familie öko-
logisch: Ackerbau, Grünland, Mutterkühe, 
Gänse. Die Horns wohnen in den Sozial-
gebäuden der ehemaligen LPG, deren 
letzte Vorsitzende Horns Mutter war. 
Nach der Wende konnten sie die Gebäude 
kaufen – allerdings nur die Gebäude und 
nicht den Grund und Boden darunter, 
denn die Horns konnten sich nicht mit den 
drei Alteigentümern einigen, die die Flä-
chen unter den Plattenbauten zurückbeka-
men. Nachdem die Gemeinde die attraktiv 
am Bauernsee gelegenen Flurstücke in der 
90er Jahren als Bauland überplant hatte, 
wurden sie 2015 verkauft. Den Horns 
wurde kein Vorkaufsrecht eingeräumt, 
weil es für ihren Besitz an den Gebäuden 
keine Grundbuchblätter gab. Außerdem 
war von ihnen die Beibringung von Bank-
bürgschaften innerhalb kurzer Zeiträume 
verlangt worden, was an Formalien und 
Feiertagen scheiterte. Zumindest zwei 
Grundstücke kaufte die Kapitalgesellschaft 
des Grafen Castell zu Castell, seines Zei-
chens Finanzdienstleister und Buntstiftfa-
brikant, zunächst problemlos. Für das 
dritte Flurstück, auf dem das jetzige 
Wohnhaus der Familie Horn steht, setzte 
die kaufende Kapitalgesellschaft des Gra-
fen Castell keinen klassischen Grund-

Landfrage vor Gericht
Landgericht verhandelt Fall von Bauer Horn in Brandenburg

stückskaufvertrag auf, sondern ein Schrift-
stück, in dem die Alteigentümer vollum-
fänglich alle Rechte an dem Land an den 
Grafen Castell abtreten. Danach verklagte 
Castell die Horns auf Räumung und Her
ausgabe des Grundstücks. Jetzt verhan-
delte das örtliche Landgericht in erster 
Instanz, das Urteil steht noch aus. Aller-
dings machte die Richterin klar, dass sie 
den geschlossenen Vertrag für einen Um-
gehungstatbestand halte, da ein klassischer 
Kaufvertrag erneut erst hätte geschlossen 
werden können, wenn Horn doch ein Vor-
kaufsrecht eingeräumt worden wäre. Sie 
regte einen Vergleich an. Aber noch im 
Gericht lehnte der Anwalt Castells, wie 
schon zuvor in Gesprächen mit den Horns, 
jegliche Kompromissregelungen ab. Die 
Horns könnten sich auch vorstellen, ledig-
lich den Grund, auf dem die bewohnten 
Gebäude stehen (die Stallungen stehen auf 
den Nachbargrundstücken) zurückzukau-
fen, um nicht umziehen zu müssen. Für 
den Grafen Castell kommt das offenbar 
nicht in Frage. Carlo Horn ist deshalb 
auch nur vorsichtig optimistisch, was den 
Ausgang des Prozesses angeht. Er hofft 
aber immer noch darauf, dass eine voll-
ständige Rückabwicklung für alle drei 
Flurstücke und damit auch für den Grund 
unter den Stallgebäuden möglich wird. Zu 
viele Fragezeichen stünden hinter den Vor-
gängen. Einzige Konstante im Leben und 
Wirtschaften der Horns ist seit Jahren nun 
schon die Unsicherheit. Das wird wohl 
auch noch einige Zeit so bleiben.� cs

Carlo Horn bei der WHES-Demo in Berlin� Foto: Nürnberger
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Kein Bauer oder Gärtner braucht Gly-
phosat, wenn er mit den Bodentie-

ren zusammenarbeitet. Denn bisher galt 
der Lehrsatz: „Bodenleben ist Hunger-
leben“ (J. Ottow, Lehrbuch der Boden-
mikrobiologie, 2011). Schon seit 1924 
wurde jedoch für den Bioanbau defi-
niert: „Düngen heißt, den Boden bele-
ben“ (R. Steiner). Wenn die Bodentiere 
als Partner behandelt werden und eine 
bedingungslose Grundernährung be-
kommen, erbringen sie ungeahnte Leis-
tungen. Die Regenwürmer haben sich in 
unserem Versuch an der Heydenmühle 
in vier Jahren verfünffacht – also statt 
100 Individuen pro m² waren es bei Füt-
terung mit 1 kg Heu/m² 500 Individuen. 
Das bedeutet für die Praxis: Wegen der 
dicken Mulchdecke muss und kann der 
Boden nicht gehackt werden und Beik-
räuter kommen nicht durch – außer na-
türlich Wurzelkräuter – die sind leicht 
zu erkennen und müssen  gründlich be-
seitigt werden. Der Boden verschlämmt 
nicht bei Regen und kann daher Luft, 
Wasser und Wärme leiten. Durch die 
Tätigkeit aller Bodentiere bleibt der Bo-
den krümelig und locker.  Diese bedin-
gungslose Grundernährung aus der 
Mulchschicht macht die satten Tiere so 
glücklich, dass sie sich vermehren und 
jede Menge Nährhumus in Form 
von Losung für die Pflanzen produzie-
ren – man muss also ggf. nur Starkzeh-
rer beim Pflanzen etwas düngen. Der 
Nährhumus wird von den Würmern 
durch ihre Wohnröhren nach unten 
transportiert und liegt dort als Tapete 
zur Stabilisierung und Klimatisierung 
der Poren und als das Kapital der Bo-
denfruchtbarkeit vor, das mit dieser Me-
thode jedes Jahr zunimmt und zu Dau-

Regenwürmer arbeiten für dich
erhumus umgebaut wird (der geheime 
Schatz im Boden, den auch das Finanz-
amt nicht findet). Wenn die Regen-
wurm-Wohnungen ausreichend mit 
Nährhumus tapeziert sind, wird die Lo-
sung der Würmer auch an der Bodeno-
berfläche abgelegt. Eigentlich musst du 
nur noch pflanzen, mulchen und ernten. 
Alles andere machen die Bodentiere für 
dich, auch das Gießen, denn der Mulch 
schützt vor Austrocknung und die Wür-
mer erhöhen mit ihrem Schleim die 
Wasserkapazität. Pflanzenschutz erledi-
gen die Bodentiere teilweise ebenfalls, 
durch ein großes Angebot an Humuss-
ubstanzen, die von den vielen Bodentie-
ren erzeugt werden und welche viele 
Schädlinge abhalten oder meiden. In 
manchen Gebieten gibt es natürlich Be-
sonderheiten, wenn der Schädlingsdruck 
hoch ist: Lauchmotte, Weiße Fliege, 
Krautfäule. Das Bestandesklima ist aus-
geglichener mit Mulch. Allerdings fin-
den Mäuse den Mulch natürlich auch 

herrlich. Da müssen Mauswiesel und 
Katzen angesiedelt werden. Am ein-
fachsten ist das alles im Kleingarten 
durchzuführen. Für große Flächen gibt 
es seit kurzem eine Mulchschneidema-
schine, mit der man direkt in den Mulch 
säen und pflanzen kann. Dann hat man 
fast keine Handarbeit mehr. Die indus-
trielle Erzeugung von Lebensmitteln mit 
Glyphosat trägt das Potenzial in sich, 
den Boden, die Gewässer, die Tiere und 
Menschen zu schädigen, besonders weil 
sie die Vielfalt zerstört! Im Mulchanbau 
wird das Pflanzenmaterial kurz nach der 
Blüte geschnitten oder per Messerwalze 
abgetötet und/oder per Breitstreuer als 
Transfermulch ausgebracht. Diese Art 
der Bodenbelebung ist nachhaltig, weil 
die Humussubstanzen im Boden auf- 
und umgebaut werden. Der Humus 
wird nicht durch mineralische N-Dün-
gemittel zerstört (Priming-Effekt), son-
dern wird durch Wurzeltiefgang und 
Kohlenstoffdüngung vermehrt. Die Krü-

melstruktur des Bodens muss nicht jähr-
lich durch Hacken und andere Bodenbe-
arbeitung hergestellt werden. Die lang-
fristigen Wirkungen einer Mulchwirt-
schaft müssen noch erforscht werden. In 
unserem fünfjährigen Testversuch, in 
der Bio-Landbauforschung und in der 
Praxis haben sich jedoch deutliche Hin-
weise auf positive Wirkungen und eine 
Humuszunahme gezeigt. Der Hinweis 
auf die Humuszerstörung durch minera-
lischen N-Dünger ist mir besonders 
wichtig, denn das geschieht weltweit 
und hat weltweit die Wirkung verstär-
kter Erosion durch Wind und Wasser 
zur Folge. Auch sind neben der Struktur
anfälligkeit der Böden die Pflanzen an-
fälliger für Krankheiten, weil die Vielfalt 
der Humusstoffe fehlt. 

Johannes Fetscher,
64853 Otzberg

Betriebsspiegel:
Bis zu seiner Rente bewirtschaftete 
Johannes Fetscher die Mühlengärtnerei 
mit 4 ha Gemüseland mit einer Abo-
Kisten Vermarktung mit 1.000 Kunden

Angefangen hat alles mit Denise. Sie 
war meine Lieblingskuh und ent-

sprach meinem damaligen Denkmuster. 
Höchstmögliche Milchleistung: 57 Li-
ter! Am Tag! Rekord bei uns zu Hause! 
Im Biobetrieb! Und das von mir höchst-
persönlich ausgelitert (soll heißen ge-
messen). Und dann habe ich sie zu 
Tode gefüttert. Ich war tief betroffen. 
Aber im Rückspiegel betrachtet, hat 
das viel bei mir ausgelöst und war der 
Anfang für den Weg, den wir − meine 
Frau und unser Sohn, der auf dem Hof Eigener Weg

lebt, aber seiner Arbeit nachgeht − 
heute auf unserem Betrieb gehen. Und 
der schaut so aus: Wir füttern seit gut 
zwei Jahren kein Kraftfutter, auch kein 
Getreide, im Sommer Gras durch Wei-
debetrieb und im Winter Silage. Dazu 
gibt es immer Heu zur freien Verfü-
gung. Das Ergebnis: deutlich verbes-
serte Gesundheit der Kühe, viel mehr 
Ruhe für Tier und Mensch, höhere 
Wirtschaftlichkeit. Und seit Anfang 
März dieses Jahres ist noch etwas 
Neues dazugekommen: die Umstellung 
auf einmaliges Melken am Tag − bei 
uns morgens. Das Ergebnis hier bisher: 
exorbitantes Ansteigen unserer Lebens-
qualität, Absinken der Milchleistung 
um 20 bis 25 %, aber Ansteigen der 
Milchinhaltsstoffe (Fett von durch-
schnittlich ca. 4 % auf 5 %, Eiweiß 

von durchschnittlich knapp 3 % auf 
3,3 %), keine Veränderung der Zell-
zahl, Milchmenge pro Kuh und Tag ca. 
12 Liter. Die mittel- bis langfristige 
Umstellung auf Ochsenmast ist be-
schlossen. Da das Kühe-Melken nie 
mein Traumberuf war, ist dieser Weg 
für mich ein guter Weg. Nach vielen 
(Streit-)Gesprächen waren wir bereit, 
ihn einzuschlagen. Dazu habe ich ziem-
lich viel Mut gebraucht (den und vieles 
mehr habe ich bei der IG-Milch erlernt. 
Danke dafür!). Denn man muss Kon-
ventionen brechen, es anders machen. 
Wir können jetzt mehr anderen uns 
wichtigen Dingen nachgehen. Bei mir 
ist es das Musizieren. Das war mein 
Traum – Musiker zu werden. Jetzt 
kann ich ihn mehr und mehr in die Tat 
umsetzen. Ich möchte zu einem guten 

Teil von der Musik leben können. Der 
Gedanke, die schönste Zeit vom Leben 
damit vor mir zu haben, fühlt sich sehr 
gut an. Auch meine Frau geht leichter 
ihrem Hobby nach. Sie ist Hundetrai-
nerin. In der Summe ist es schön zu 
wissen, dass wir uns selber, unsere 
Tiere und Grund und Boden und damit 
unsere Umwelt weniger ausbeuten. 
Große Freude bereitet mir der Weide-
betrieb und diese Wahnsinnsfreude un-
serer Tiere beim Hinausgehen. Daher 
wird mir äußerst unbehaglich, wenn 
ich durch Grünlandregionen fahre und 
keine Kuh auf der Wiese sehe. Ich 
möchte hier eine Analyse meines väter-
lichen Freundes Franz Rohrmoser zitie-
ren, der ich mich zu hundert Prozent 
anschließen kann: „In ihrem drama-
tischen Verlust der Wertschöpfung ge-
riet unsere Landwirtschaft in eine 
,Flucht nach vorne’. So rennen die Bau-
ernfamilien und ihre Interessenvertreter 
zwanghaft genau in die falsche Rich-
tung und intensivieren die Produktion. 
Sie quälen in dieser Flucht sich selber, 
die Natur und gefährden ihre Höfe. 
Anstelle der Flucht nach vorne brau-
chen wir ein paar Schritte zurück. Hin 
zum gesunden Augenmaß, zum Beispiel 
bei der Milchleistung. Das ist wesent-
lich zum Schutz vor ruinösen Preisen, 
zum Schutz der Ressourcen, zum Wohl 
der Tiere und zum Wohl der Gesund-
heit der eigenen Familie.“

Ewald Grünzweil,
4190 Bad Leonfelden, Österreich

Betriebsspiegel:
Biobetrieb seit 1995;
37 ha Grünland noch dreischnittig (5 ha 
Pacht zweischnittig); 14 ha Wald;
30 Kühe (Angler Rotvieh als Hauptrasse, 
Holstein Frisian, Rote Holstein Frisian, 
Braunvieh, Jersey, Pustertaler Sprinzen, 
Grauvieh, Fleckvieh); Sukzessive Umstel-
lung auf Ochsenmast (Fleckvieh)
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Ferkelnester optimal gestalten
Berater Rudi Wiedmann beschreibt die baulichen Anforderungen für eine gelingende erste Phase der Ferkelaufzucht

Bei der Planung von Abferkelbuchten 
kommt der Gestaltung und Größe des 
Ferkelnestes sowie der Wärmezufuhr eine 
zentrale Bedeutung zu. Dies umso mehr, 
da in den letzten Jahren in vielen Betrie-
ben die Anzahl der geborenen Ferkel je 
Wurf erheblich angestiegen ist. Die Nest-
beheizung muss für jedes einzelne Ferkel 
optimales Liege- und Ruheverhalten er-
möglichen. In diesem Zusammenhang 
müssen sowohl technische als auch etho-
logische Zusammenhänge und arbeits-
wirtschaftliche Gesichtspunkte berück-
sichtigt werden. Die Hausschweine zeich-
nen sich dadurch aus, dass sie trotz sehr 
langer und intensiver Zuchtarbeit immer 
noch ihr ursprüngliches Verhalten zeigen. 
So ist es für Frischlinge in der freien Wild-
bahn vorteilhaft, wenn sie in den ersten 
Lebenstagen möglichst nahe bei ihrer 
Mutter bleiben: Sie ist nicht nur Nah-
rungs-, sondern vor allem auch Heiz-
quelle. Die ökonomischen Zwänge ver-
langen jedoch vom Ferkelerzeuger die 
doppelte bis dreifache Zahl an aufgezo-
genen Ferkeln im Vergleich zur freien 
Wildbahn. Dazu ist der Einsatz eines ge-
eigneten Nestes unverzichtbar. 

Hohe Umgebungstemperaturen
Erfahrungen belegen, dass Sauen bei der 
Geburt relativ hoch temperierte Bereiche 
bevorzugen. Bei warmer Umgebung 
trocknen neugeborene Ferkel rasch ab, 
verbrauchen weniger Blutzuckerreserven, 
so dass auch kleinere Ferkel nicht so 
schnell auskühlen. Im Sauenliegebereich 
müssen mindestens Temperaturen von 
20°C vorherrschen, damit die Ferkel aus-
reichend beweglich sind und genügend 
Kraft zum Trinken haben. In neueren Be-
trieben ist der Sauenliegebereich mit einer 
Fußbodenheizung für die Tage um die 
Geburt herum ausgestattet. Auf genügend 

Langstroh kann zur Vorbereitung der Ge-
burt mit entsprechendem Nestbauverhal-
ten nicht verzichtet werden. Sauen, die ihr 
Nestbauverhalten ausüben können, ha-
ben kürzere Geburten, was nachweislich 
zu weniger Komplikationen führt. Direkt 
nach der Geburt ist jedoch ein reichliches 
Strohangebot – insbesondere Langstroh 
– nachteilig. Der Sauenliegebereich wird 
deshalb in den ersten Tagen nach der Ge-
burt nur mit einer Handvoll Sägemehl 
oder Trockenpulver versehen, während 
das Nest reichlich eingestreut wird. Die 
Ferkel erkennen so den deutlichen Kom-
fortunterschied zwischen ihrem Nest und 
dem Sauenliegebereich.

Zugang zum Nest 
In den ersten Lebenstagen muss der Nest-
zugang auf voller Länge geöffnet sein und 
darf nicht durch PVC-Streifen oder ähn-
liches abgehängt werden, um Heizenergie 
zu sparen. Im Gegenteil: Bei weit geöff-
netem Zugang ins Nest kann die Wärme 
vom Nest zur Temperierung des Sauen
liegebereiches während der Geburt beitra-
gen. Ferkelnester mit einer möglichst lan-
gen Zugangsseite finden die Ferkel eher. 
Diesen Vorteil bieten insbesondere Drei-
ecksnester durch ihren langen diagonalen 
Nestzugang, an dem sich die Sauen paral-
lel ablegen können. Ferkel orientieren sich 
in den ersten Lebenstagen neben der 
Wärme auch am Licht. Die Nester müssen 
deshalb mit einer Lichtquelle ausgestattet 
sein. Wenn die Ferkel das Nest sicher an-
genommen haben, kann das Licht ausge-
schaltet werden. Die sogenannten Ablie-
gebretter an den Wänden der Abferkel-
buchten sichern für die Ferkel den wich-
tigen „Rundlauf“ um die Sau. Sie können 
sich so nicht in sogenannten Sackgassen 
verirren, da Ferkel in den ersten Stunden 
keinen „Rückwärtsgang“ haben. Optimal 

sind senkrecht an den Buchtenwänden 
angebrachte Abliegebretter (Wandab-
stand 15 cm, Bodenabstand 25 cm, Höhe 
80 cm), die von den Sauen auch als Ab
liegehilfen bevorzugt angenommen wer-
den. Wenn mehrere Säugeakte stattgefun-
den haben und alle Ferkel – auch die zu-
letzt Geborenen – genügend Kolostral-
milch aufgenommen haben, wird die 
Temperatur im Sauenliegebereich auf ca. 
10 bis 15°C abgesenkt, soweit dies die 
Außentemperaturen zulassen. Die Abde-
ckungen über dem Sauenliegebereich wer-
den also geöffnet. Ganz komfortable 
Ställe haben Wasserleitungen im Boden, 
die bei hohen Außentemperaturen mit ge-
kühltem Wasser beschickt werden.

Einsperren
Falls die Ferkel trotz aller Maßnahmen 
das Nest nach einem Tag nicht aufsu-
chen, sollte man sie ein paarmal für eine 
dreiviertel Stunde ins Nest sperren. In den 
ersten Tagen möchten die Sauen engen 
Kontakt zu ihren Ferkeln halten. Bei die-
sem Verhalten besteht die Gefahr, dass 
sich die Sau am Nesteingang mit dem 
Kopf einklemmen kann. Abhilfe schaffen 
entsprechende Metallschlaufen, zwischen 
denen die Ferkel bequem durchkommen, 
die Mutter aber nicht einfädeln kann. Ein 
möglichst frühzeitiger Aufenthalt im Nest 
bringt die Ferkel aus der Gefahrenzone 
der Sau. Zusätzlich können sie im Nest 
die nötige Wärme aufnehmen, damit sie 
auf gefährliche Bewegungen der Mutter 
geschmeidig reagieren können. Vor allem 
leicht geborene und unterkühlte Ferkel 
mit geringen Blutzuckerreserven sind auf 
ein sehr hohes Wärmeangebot angewie-
sen. Es gibt verschiedene Möglichkeiten, 
die nötigen Umgebungstemperaturen von 
38°C im Ferkelnest bereitzustellen. Es ste-
hen Elektro- oder Warmwasserheizungen 
zur Verfügung. Auf eine gewisse Grund-
wärme im Boden kann schwerlich ver-
zichtet werden, während die Haupt-
wärme von oben oder seitlich von der 
Wand bereitgestellt wird. 

Temperaturabstufung 
Die hohe Nesttemperatur ist nötig, damit 
sich schwächere Ferkel entsprechend auf-
wärmen können. Vorteilhaft sind Heiz
systeme, bei denen es zu einer Tempera-
turabstufung im Nest kommt. Dies ist 
insbesondere bei Wandheizungen mit 
Warmwasser der Fall. Sie bieten den glei-
chen Vorteil wie Kachelöfen: In der Nähe 
ist es sehr warm, während in einiger Ent-
fernung die Temperaturen abnehmen. 
Die Ferkel können deshalb entsprechend 

ihrem individuellen Wärmebedürfnis die 
geeignete Zone auswählen. Der Betriebs-
leiter erkennt am Liegeverhalten und an 
den Liegeorten der Ferkel, ob die Tempe-
ratur für den jeweiligen Wurf optimal ist 
oder Regulierbedarf besteht. In den ersten 
Lebenstagen ist ein Nest von ca. 0,8 m² 
ausreichend groß, da sich kleine Nester 
kostengünstig auf 38°C aufheizen lassen. 
Nach etwa zwei Wochen muss jedoch das 
Nest auf ca. 1,2 m² wachsen. 

Individuelle Buchtenabdeckungen: 
Da sich die Geburten einer Abferkel-
gruppe meist über mehrere Tage hinzie-
hen können, bestehen von Sau zu Sau 
unterschiedliche Temperaturansprüche: 
Sauen bei der Geburt benötigen hohe 
Temperaturen, während bereits nach 
einem Tag die Temperaturen abzusenken 
sind, um die Ferkel ins Nest zu bringen 
und später den Appetit der Sauen anzure-
gen. Aus diesem Grund sind individuelle 
Buchtenabdeckungen die Methode der 
Wahl. Diese Abdeckungen bestehen aus 
einem Lattenrahmen, der mit einem 
Windschutznetz bespannt ist. Der größere 
Deckelteil wird mit einer Elektrowinde 
hochgezogen, während der kleinere De-
ckelteil händisch zur Kontrolle angeho-
ben werden kann. Bei sehr niedrigen Au-
ßentemperaturen erhält das Windschutz-
netz als atmungsaktive Dämmschicht 
noch ein Vlies. In Ställen mit Heizmög-
lichkeiten im Boden kann i. d. R. auf Ab-
deckungen verzichtet werden.

Fazit
Ferkelnester spielen eine zentrale Rolle 
für den Erfolg in der Sauenhaltung. Sie 
müssen in erster Linie so gebaut und ge-
managt werden, dass die Ferkel so früh 
wie möglich das Nest aufsuchen, um dort 
einerseits Wärme aufzutanken und ande-
rerseits vor Verletzungen durch die Mut-
ter geschützt zu sein. Darüber hinaus 
muss auch das Stallgebäude seinen Bei-
trag zum Erfolg leisten: Als „Winterstall“ 
muss es so gedämmt sein, dass bei nied-
rigen Außentemperaturen während der 
wenigen Tage um die Geburten minde-
stens 20°C im Sauenliegebereich erreicht 
werden. Als „Sommerstall“ muss es mög-
lich sein, nach den Geburten die Stalltem-
peratur ziemlich absinken zu lassen. Bei 
hohen Außentemperaturen helfen große 
Wandöffnungen zum Luftaustausch, die 
gezielte Nutzung der Nachtabkühlung 
und im Neubau eine Wasserkühlung der 
Sauenliegefläche. 

Rudi Wiedmann,
Berater artgerechte SchweinehaltungEin gutes Nest für gesunde Ferkel� Foto: Menzler/ oekolandbau.de
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Für den 1. Juni hat die EU-Kommis-
sion die Veröffentlichung der Ver-

ordnungsentwürfe für die zukünftige 
Gemeinsame Agrarpolitik der EU 
(GAP) angekündigt. Die vor Redakti-
onsschluss einsehbaren Entwürfe bestä-
tigen die Brüsseler Absicht, den Mit-
gliedsstaaten noch stärker als bisher die 
Verantwortung nicht nur für die Um-
setzung, sondern auch für die Auswahl 
und Ausgestaltung der Förderung zu 
übertragen. Im Folgenden beschreiben 
wir wesentliche Punkte der Kommissi-
onsvorschläge:

Strategischer GAP-Förderplan
Ähnlich wie bisher in der 2. Säule (För-
derung Ländlicher Entwicklung) bereits 
gängige Praxis, müssen die Mitglieds-
staaten in Zukunft für alle Fördermaß-
nahmen beider Säulen einschließlich 
der verschiedenen Direktzahlungen ei-
nen Strategischen GAP-Förderplan auf-
stellen. Darin hat jeder Mitgliedsstaat 
darzulegen, wie er die EU-weiten Ziele 
der EU-Agrarpolitik einschließlich Um-
weltzielen erreichen will. Er muss den 
Handlungsbedarf, seine Stärken und 
Schwächen und die dazu passenden 
ein- und mehrjährigen Fördermaßnah-
men und die Förderbedingungen be-
schreiben. Auch das Kontroll- und 
Sanktionssystem muss der Mitglieds-
staat selbst entwerfen und in dem Plan 
niederlegen. Für die Erfolgskontrolle 
des nationalen Plans ist eine Reihe von 

Bald 27 verschiedene EU-Agrarpolitiken
Die EU-Kommission will den Mitgliedstaaten ab 2021 die Auswahl und Ausgestaltung der Maßnahmen überlassen

zählbaren Messgrößen bzw. Indika-
toren mit jährlichen Meilensteinen fest-
zulegen. Dazu legt die Kommission eine 
Liste mit verschiedenen Indikatoren 
vor. Dazu gehört z.B. der Ergebnis-In-
dikator „Digitalisierung der Landwirt-
schaft“, für den anzugeben ist, welcher 
Anteil der Landwirte für die Nutzung 
von Technik zur Präzisionslandwirt-
schaft gefördert werden soll bzw. wor-
den ist. Ein anderer Indikator zählt den 
Anteil der Vieheinheiten, für die eine 
Vereinbarung zur Reduzierung der 
Ammoniakemissionen abgeschlossen 
worden ist. Anhand solcher Indika-
toren und Zielgrößen will die EU-Kom-
mission dann im Laufe der Jahre über-
prüfen, ob die Gemeinsame europä-
ische Agrarpolitik in den Mitglieds-
staaten erfolgreich ist.

Neue Grundanforderungen
Das Greening wird abgeschafft, also die 
Bindung von 30 Prozent der Direktzah-
lungen eines Betriebes an die Einhaltung 
von drei Umweltanforderungen. Einiges 
aus den bisherigen Greeningkriterien 
wird in die allgemeinen Grundanforde-
rungen an die Empfänger von jeglichen 
Fördermitteln aufgenommen, also in das 
bisherige System von Cross compliance 
(gesetzliche Regelungen) und der Erhal-
tung der Flächen in einem „guten land-
wirtschaftlichen und ökologischen Zu-
stand“ (GLÖZ). Dazu gehört der Erhalt 
von Dauergrünland sowie der Nachweis 

eines Mindestanteils an Landschaftsele-
menten oder nicht für die Produktion 
genutzten landwirtschaftlichen Flächen. 
Auch das absolute Pflugverbot auf Dau-
ergrünland in Natura 2000-Gebieten 
findet sich nun hier.

Neue Umweltmaßnahmen
Auch wenn das Greening wegfällt, so 
schlägt die Kommission doch wieder 
eine Förderung von (niedrigschwel-
ligen) Agrarumwelt- und Klimaschutz-
maßnahmen aus Geldern der ersten 
Säule (Direktzahlungen) vor. Sie nennt 
das nun Eco-Schemes. Ob die Mit-
gliedsstaaten den Betrieben solche frei-
willigen Fördermaßnahmen anbieten 
müssen, war bis zuletzt in der EU-
Kommission umstritten. Agrarkommis-
sar Hogan wollte es den Mitglieds-
staaten freistellen, während aus der 
Umweltkommission der Wunsch nach 
Verpflichtung für die Mitgliedsstaaten 
(nicht für die Betriebe) kam. Welche 
Maßnahmen ein Mitgliedsstaat unter 
Eco-Schemes anbietet, soll ihm aber so 
oder so überlassen werden. Die jähr-
liche Förderung wird entweder als pau-
schaler Aufschlag zur Basisprämie oder 
als Ausgleich für Mehraufwand bzw. 
Minderertrag pro Hektar gezahlt. Eine 
Doppelförderung mit den Agrarum-
weltmaßnahmen der 2. Säule ist auszu-
schließen. Insgesamt, so schreibt die 
Kommission, sollen alle umweltbezo-
genen Regelungen und Fördermaßnah-

men ein höheres Niveau erreichen als 
in der jetzigen noch laufenden Förder-
periode. Mit greifbaren Konsequenzen 
für die Mitgliedsstaaten ist diese geäu-
ßerte Ambition allerdings nicht hinter-
legt.

Basis-Einkommensstützung 
Ähnlich wie bisher, wird es weiterhin 
eine Basisprämie geben; sie heißt nun 
„Basis-Einkommensstützung für Nach-
haltigkeit“ (englische Abkürzung 
„BISS“). Es ist eine entkoppelte Flä-
chenprämie, die je Hektar gezahlt wird. 
Die Mitgliedsstaaten können nun selbst 
entscheiden, ob sie für diese und wei-
tere Flächenprämien das System der 
Zahlungsansprüche beibehalten wollen 
oder aber die jährlichen Prämien „ein-
fach“ auf Grundlage der nachgewie-
senen beihilfefähigen Fläche auszahlen. 
In dem Verordnungsentwurf, den 
Agrarkommissar Hogan zur Abstim-
mung an die anderen Kommissare ver-
schickt hatte, stand eine Zahl, die auf 
massive Kritik gestoßen ist: Vorgesehen 
war demnach, dass mindestens 60 Pro-
zent aller EU-Gelder, die einem Mit-
gliedsstaat für Direktzahlungen zur 
Verfügung stehen, ausschließlich für 
die BISS-Prämien eingesetzt werden 
dürfen. Das hätte den Spielraum für die 
nachfolgenden Instrumente stark einge-
schränkt. Ob diese Mittelfestlegung im 

Fortsetzung Seite 14

Die Zeichen der gemeinsamen Agrarpolitik stehen auf einsam 
statt gemeinsam. Die EU-Kommission will renationalisieren, 
weil sie der Auseinandersetzung mit den agrarindustriellen 
Interessensvertretern überdrüssig scheint. Das ist kein gutes 
Zeichen in einem Europa, das sowieso schon zu zerfallen 
droht durch Kleingeistigkeit und Rechtsnationalismus. Dabei 
gibt es inzwischen längst eine kritische Masse in Landwirt-
schaft und Gesellschaft, die ein Umdenken in der Agrarpolitik 
wollen: öffentliches Geld für öffentliche Leistungen, Geld für 
bäuerliche Landwirtschaft, Umwelt- und Tierschutz. Sie muss 
sich jetzt nur noch gemeinschaftlich in Brüssel durchsetzen!
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Förderziel: Vielfältige Landschaft, nachhaltige Bewirtschaftung � Foto: Nürnberger

Es gehört zu einer guten Interessen-
vertretung, in Verhandlungen oder 

politischen Prozessen möglichst viel 
für die eigene Klientel herauszuholen. 
Entsprechend wenig darf es verwun-
dern, dass auch bei der aktuellen Dis-
kussion um die Milliarden der künfti-
gen EU-Agrarpolitik (GAP) die spezi-
fischen Interessen der verschiedenen 
Verbände betont werden. So fordern 
die großen Naturschutzorganisationen 
beispielsweise vehement, dass EU-weit 
pro Jahr 15 Mrd. Euro des in der zu-

Agrarpolitik endlich ganzheitlich denken!
AbL-Vorschlag versucht, verschiedene Interessen zu vereinen

Punktemodell mit klaren Kriterien ba-
sierenden Vorschlag zu Wort, der vor 
allem Biodiversitäts-, Wasserschutz- 
und Klimaziele im Fokus hat. Zudem 
setzt der DVL auf Leistungen, die von 
Bäuerinnen und Bauern in Schleswig-
Holstein schon heute erbracht werden 
und deren Angaben im Antrag bereits 
vorliegen. Der Vorschlag wird nun in 
weiteren Bundesländern geprüft und 
durchgerechnet. Dass die kommende 
Reform der GAP mehr sein muss als 
das reine Aufteilen von Geld anhand 

    Kriterien Flächenwirtschaft     Kriterien Tierhaltung
    Vielfalt der Flächenstruktur
    Anteil an Leguminosen in der Fruchtfolge
    Verzicht auf Totalherbizide
    Anteil Landschaftselemente
    Anteil Grünland
    Anteil extensiv genutztes Grünland
    Gentechnikfreie Bewirtschaftung
    natürliche Standortnachteile
    Lebensmittelerzeugung oder nachw. Rohstoffe
    Ausgeglichene Nährstoffbilanzen

    Mehr Platz je Tier im Stall
    Anteil an eingestreuten Liegeflächen
    Anteil an ständigem Außenklimazugang
    Anteil an ständigem Auslauf
    Anteil an Weidegang
    Gentechnikfreie Fütterung

von Einzelinteressen und deren Durch-
setzungskraft, liegt klar auf der Hand. 
Zu drängend und offensichtlich sind 
die Probleme in Teilen der Landwirt-
schaft. Zu deutlich ist die Tatsache, 
dass die GAP nur zu rechtfertigen ist, 
wenn sie gesamtgesellschaftliche Auf-
gaben erfüllt, die über Partikularinte-
ressen hinausgehen. Und zu wichtig ist 
eine gerechte und vor allem ganzheit-
liche GAP, um Europa zu stärken statt 

zu schwächen.

GAP – ganzheitlich gedacht 
Der Vorschlag der Arbeitsgemeinschaft 
bäuerliche Landwirtschaft (AbL) ver-
sucht, in diesem Sinne verschiedene 
Aufgaben und Anliegen zu vereinen. 
Natur- und Tierschutz, die soziale 
Struktur und das Erscheinungsbild des 
ländlichen Raumes werden nicht ein-
zeln betrachtet, sondern gemeinsam 
gedacht. Dazu werden all diese für eine 
zukunftsfähige Landwirtschaft wich-

tigen Arbeitsfelder in ein konkretes 
Vergabesystem mit klaren Kriterien 
überführt. Das Prinzip ist einfach: Kon-
kret definierte Leistungen eines land-
wirtschaftlichen Betriebes wie z. B. 
mehr Platz pro Tier, der Anteil an 
Grünland, an extensivem Grünland, an 
Leguminosen in der Fruchtfolge und 
vieles mehr (siehe Kasten) werden 
durch die Vergabe von Punkten bewer-
tet. Jeder Punkt hat wiederum einen 

Wert in Euro. Letztlich ergibt sich aus 
der Summe der konkreten Leistungen 
eines Betriebes also die Höhe seiner Be-
triebsprämie. Hinzu kommt, dass klei-
nere und mittlere Betriebe durch eine 
ebenfalls leistungsgebundene Umvertei-
lungsprämie gestärkt und bisherige 
Vorteile von Großbetrieben durch eine 
Degression abgeschwächt werden. 
Konkrete Vorschläge zur Marktord-
nung sowie die Aussage, dass es auch 
weiterhin gezielte Umbauprogramme in 
der zweiten Säule braucht, runden das 
System ab.

Und jetzt?
Klar ist: Kein Verband kann innerhalb 
der Entscheidungsprozesse zur GAP 
alleine bestehen. Klar ist auch: Ein 
Punktesystem, wie es von AbL und 
DVL entwickelt wurde, ist in seiner 
Ausgestaltung, egal ob für den Ersatz 
der gesamten EU-Direktzahlungen oder 
erstmal nur für die nationale Umset-
zung, hoch flexibel und anpassungsfä-
hig, da alle Kriterien sowohl inhaltlich 
als auch in ihrer Gewichtung jederzeit 
angepasst werden können. Entspre-
chend klug wäre es, wenn alle gesell-
schaftlichen Gruppen, die an einer öko-
logischen und sozialverträglichen Re-
form der GAP interessiert sind, eine 
gemeinsame Vision – ja einen Gesell-
schaftsvertrag – zur Landwirtschaft 
entwickeln, diesen in konkret messbare 
Vorgaben und Anreize übersetzen, und 
anschließend gemeinsam für ihre Vi-
sion selbstbewusst einstehen. Getragen 
von engagierten Bäuerinnen und Bau-
ern sowie Bürgerinnen und Bürgern, 
wie sie Jahr um Jahr bei der Demons-
tration „Wir haben Agrarindustrie 
satt!“ auf die Straße gehen, wird dieses 
Bündnis langfristig nicht zu schlagen 
sein.

Phillip Brändle, AbL-Bundesvorstand 
und Bauer in Berlin

künftigen GAP zu Verfügung stehen-
den Budgets von voraussichtlich rund 
53 Mrd. Euro in einen Naturschutz-
fonds überführt werden sollen, der 
dann für „reinen“ Naturschutz zur 
Verfügung steht. Daraus sollen z. B. 
Landwirte für Maßnahmen in FFH-
Gebieten entlohnt werden. Die Biover-
bände möchten 27,5 % des Gesamte-
tats der GAP für eine Basisprämie mit 
sozioökonomischer Wirkung ausge-
ben. 60 % sollen für Umwelt, Klima 
und Tierschutz und 12,5 % für außer-
landwirtschaftliche Maßnahmen der 
ländlichen Entwicklung zur Verfügung 
stehen. Wirklich konkrete Vergabekri-
terien oder Systeme haben beide Grup-
pen nicht anzubieten. Der Deutsche 
Bauernverband (DBV) und sein Kon-
glomerat an Verbänden möchten im 
Kern bekanntlich alles so lassen, wie 
es ist. Nur der Deutsche Verband für 
Landschaftspflege (DVL) meldet sich 
mit einem tiefgehenden, auf einem 
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Es geht um Geld. Es geht um Land-
wirtschaft. Aber auch um Umwelt, 

Grundwasser, ländliche Räume. 1962, 
zu Beginn der Gemeinsamen europä-
ischen Agrarpolitik (GAP), stand vor 
allem die Ernährungssicherung durch 
eine Steigerung der Produktion im Mit-
telpunkt. Sie ist auch heute noch, ob-
wohl einem das vor dem Hintergrund 
des Warenangebots absurd erscheinen 
mag, eine zentrale Aufgabe. Die in der 
Regel im Sieben-Jahres-Zyklus überar-
beiteten Ziele und mit ihnen verbun-
denen Zahlungen sollen dazu dienen, 
auf europäischer Ebene festgelegte Po-
litikziele in den Ländern umzusetzen. 
In der Vergangenheit ist die Zielgenau-
igkeit der Maßnahmen immer wieder 
in die Kritik geraten. Insbesondere die 
allein aufgrund der bewirtschafteten 
Fläche gezahlten Direktzahlungen, 
rund 70 Prozent des 56 Mrd. umfas-
senden  EU-Agrarbudgets, werden im-
mer wieder hinterfragt. Im Gegensatz 
zu vielen vorausgegangenen Förderpe-
rioden gab es während der jetzt zu 
Ende gehenden keine Halbzeitbewer-
tung, die die Wirkungen der einzelnen 
Maßnahmen während der Förder
periode überprüft. Für eine „Landwirt-
schaft und Ernährung der Zukunft“ 
(„The Future of Food and Farming“), 
wie der zuständige Agrarkommissar 
Phil Hogan sein im November 2017 
vorgestelltes Kommunikationspapier 
nannte, müsste eine präzise Kenntnis 
der aktuellen Maßnahmen und ihrer 
Wirkung jedoch eine elementare 
Grundlage sein.

Alternativer Fitness-Check
Eine vom NABU, dem Europäischen 
Umweltbüro (EEB) und BirdLife Eu-
rope beauftragte Studie hat Ende ver-
gangenen Jahres die EU-Agrarpolitik 
einer gründlichen Prüfung auf ihre ei-
gene politische Zielsetzung hin unter-
zogen. Die 22 Wissenschaftler orien-
tierten sich dabei mit ihrem Studienauf-
bau eng an den Kriterien, die die EU-
Kommission selbst für ihre Fitness-
Checks anlegt. „Wir haben aus der 
Perspektive verschiedener Disziplinen 
(Ökologie, Ökonomie und Sozialwis-
senschaften) gefragt, ob die GAP effek-
tiv und effizient ist, ob die GAP-Maß-
nahmen intern kohärent sind und ob 
sie kohärent mit anderen Politiken (wie 
z. B. der EU-Handels- oder Biodiversi-
tätspolitik) sind. Es wurde außerdem 
untersucht, ob die GAP einen euro
päischen Mehrwert schafft und ob sie 

Eine verbindende EU-Politik braucht gemeinsam Ziele
Die EU-Agrarpolitik könnte ein Vorbild für das Zusammenspiel zwischen Brüssel, den Mitgliedssländern und den Regionen sein - könnte!

aus Sicht von Bürgern und Landwirten 
relevant ist“, so einer der beiden Leiter 
der Studie, Sebastian Lakner von der 
Georg-August-Universität Göttingen. 

Die Kritikpunkte
Seit ihren Anfängen haben sich auch 
die Ziele der Gemeinsamen Agrarpoli-
tik verändert. Lagen diese in den An-
fangsjahren hauptsächlich in einer Effi-
zienzsteigerung durch bessere Technik 
und weniger, dafür größere Betriebe, so 
wurden im Laufe der 90er Jahre zuneh-
mend auch Maßnahmen des Umwelt-
schutzes und der Entwicklung des länd-
lichen Raumes als Ziele formuliert. In 
beiden Fällen waren es Probleme, die 
erst durch die vorangegangene Förder-
politik zugunsten weniger Erwerbstäti-
ger in der Landwirtschaft und der Pro-
duktionssteigerung mit dem Einsatz 
von Kunstdünger und Pestiziden ent-
standen waren. Aktuell ist die Gemein-
same Agrarpolitik eine Mischung aus 
die Produktion und die Effektivität stei-
gernden Maßnahmen ebenso wie sol-

schalem Verteilungsinstrument erken-
nen. Gerade in Zeiten, in denen außer-
landwirtschaftliche Investoren ver-
stärkt in Flächen und Betriebe investie-
ren, scheint es jedoch geboten, Steu
erungsmöglichkeiten einzuführen, die 
sicherstellen, dass die Zahlungen auch 
bei Bäuerinnen und Bauern ankom-
men, die auf dem Land wohnen. In 
Mecklenburg-Vorpommern zum Bei-
spiel geht man mittlerweile davon aus, 
dass sich bereits 40 Prozent der land-
wirtschaftlichen Flächen in der Hand 
von Investoren befinden. Bei 300 Euro/
ha an Direktzahlungen fließen damit 
allein in diesem Bundesland über 160 
Mio. Euro zu Investoren. Da deren Fir-
mensitze oftmals in den Ballungszen-
tren irgendwo in der Republik liegen, 
werden auch die Steuern nicht mehr in 
den ländlichen Regionen gezahlt.

Flexibilisierung und Subsidiarität
Ausbauen will Agrarkommissar Hogan 
die Flexibilität der GAP. Die Mitglieds-
staaten sollen mehr Freiheiten erhalten, 

teilungen schonen, so dass hier nur ein 
geringes Volumen an Umverteilung re-
alisiert wurde“, ist das ernüchternde 
Fazit von Sebastian Lakner. Dabei 
könnte die Flexibilisierung, wenn sie 
wie im Kommissionsentwurf beschrie-
ben zu einer Subsidiarität führte, 
durchaus zu einer neuen Facette der 
Agrarpolitik werden: Subsidiarität als 
Prinzip der Eigenverantwortlichkeit 
und Selbstbestimmung mit dem Ziel 
der Entfaltung der eigenen Fähigkeiten 
innerhalb einer größeren Gemeinschaft. 
Bisher wird dieses Prinzip innerhalb der 
EU selten bis auf die Ebene der Kom-
munen oder Gemeinden heruntergebro-
chen. Damit diese Flexibilisierung nicht 
zu einem Verlust der (EU-)Gemein-
schaft führt, braucht es einen klaren 
Rahmen, der festlegt, welche Ziele er-
reicht werden sollen. Allerdings fehlen 
solche Vorgaben in den aktuellen Aus-
blicken der EU-Institutionen.

Visionen 
Dabei gäbe es zahlreiche Vorschläge. 
Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche 
Landwirtschaft hat mit ihrem Modell 
vorgestellt, wie eine Qualifizierung der 
Direktzahlungen möglich wäre, die ei-
nen Schwerpunkt auf den Erhalt bäuer-
licher Betriebe legt, mit der die Biodi-
versität und der ländliche Raum nicht 
nur erhalten sondern gefördert und 
entwickelt werden können. Auch auf 
EU-Ebene gäbe es mit den Nachhaltig-
keitszielen (SDGs) schon Vorgaben, die 
als Kernziele einer zukünftigen GAP 
dienen könnten. Mit Blick auf die ne-
gativen Wirkungen von direkten und 
indirekten Zuschüssen für Produktion 
und Export empfehlen BirdLife, EEB 
und der NABU deren Abschaffung. 
Würde man diese Ansätze weiterverfol-
gen, könnte man eine GAP entwickeln, 
die einen die Europäische Gemeinschaft 
verbindenden Rahmen schafft und 
gleichzeitig zu mehr Entscheidungsfrei-
heiten in den Einzelregionen führt. Die 
in der Vergangenheit oft kritisierte Re-
gelungsdichte und -tiefe der EU-Behör-
den würde von konkreten und über-
prüfbaren gemeinschaftlichen Zielvor-
gaben ersetzt, die dann individuelle 
Umsetzung erfahren würden. Die aktu-
ell vorgesehenen Flexibilisierungen 
greifen dies jedoch nicht auf. Sie lassen 
keine klaren Perspektiven für eine ge-
meinsame Vision der EU-Agrarpolitik 
erkennen und scheinen vielmehr weg 
von einer Gemeinschaft hin zu mehr 
Nationalstaatlichkeit zu führen.� mn

chen der Förderung des ländlichen 
Raums und des Umwelt- sowie des 
Wasserschutzes. Die Ergebnisse des Al-
ternativen Fitness-Checks zeigen, dass 
diese Mischung unterschiedlichster In-
teressenziele zu vielen Widersprüchen 
führt, die die Effektivität der Einzel-
maßnahmen zum Teil ins Negative ver-
kehren. Ein zentraler Kritikpunkt ist 
das kontinuierliche Festhalten an nicht 
qualifizierten Direktzahlungen. Auch in 
den neuen Planungen für die Förderpe-
riode ab 2020 lässt sich keine Abkehr 
von den Direktzahlungen als pau-

die Zahlungen an ihre länderspezi-
fischen Anforderungen anzupassen. 
Schon die aktuelle GAP enthält solche 
flexiblen Steuerungsmechanismen. 
„Nach meinem bisherigen Kenntnis-
stand haben die Flexibilitäten dazu ge-
führt, dass die Mitgliedsstaaten meist 
den Weg des geringsten Widerstand 
gewählt haben. Beim Greening wurden 
überwiegend Maßnahmen implemen-
tiert, die die Landwirte bereits erfüllen. 
Bei den Maßnahmen der Umverteilung 
wurden gerade in Osteuropa Varianten 
gewählt, die große Betriebe bei Umver-

GAP zu einem verbindenden Gesellschaftsprojekt machen� Foto: Via Campesina
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endgültigen Verordnungsentwurf noch 
drinstehen wird, war bei Redaktions-
schluss offen.

Umverteilungsprämie
Verpflichtend werden soll nunmehr der 
Zahlungs-Aufschlag auf die ersten 
Hektare je Betrieb in allen Mitglieds-
staaten. Bisher ist diese 2014 einge-
führte „Umverteilungsprämie“ für die 
Mitgliedsstaaten freiwillig. Wie viel der 
EU-Gelder, die für Direktzahlungen im 
Mitgliedsstaat bereitstehen, dafür ge-
nutzt werden, ist aber ebenso dem Mit-
gliedsstaat überlassen wie die Hektar-
grenze, bis zu der der Aufschlag auf die 
Basisprämie gezahlt werden darf. Nur 
die Höhe des Aufschlags ist nach oben 
gedeckelt auf 100 Prozent der durch-
schnittlichen Direktzahlungen pro 
Hektar im Land (in Deutschland der-
zeit rund 280 Euro/ha). Der Mitglieds-
staat darf den Aufschlag wiederum 
staffeln, also z.B. für die ersten 30 Hek-
tar mehr zahlen als für die nächsten 16 
Hektar (wie derzeit in Deutschland).

Gekoppelte Zahlung
Bestehen bleibt die Möglichkeit für die 
Mitgliedsstaaten, einen Teil der Direkt-
zahlungen als gekoppelte Zahlungen 
anzubieten, und zwar je Hektar Ge-
treide oder Zuckerrüben oder je Tier 
für Rinder, Schafe und Ziegen. Ein 
Mitgliedsstaat darf maximal 13 Pro-
zent „seiner“ EU-Direktzahlungsgelder 
hierfür einsetzen, plus maximal zwei 
Prozent für Eiweißpflanzen (Legumino-
sen), wobei hier die Flächenobergren-
zen des Blairhouse-Abkommens zwi-
schen EU und USA einzuhalten sind.

Wieder vorgesehen ist, dass die Mit-
gliedsstaaten für Junglandwirte (bis 40 
Jahre) eine entkoppelte Zusatzzahlung 
je Hektar anbieten können. Begren-
zungen für diese Zahlungen finden sich 
nicht im Kommissionstext, weder für 
die Höhe der Zahlung je Hektar noch 
für die maximale Hektarzahl (bisher 
maximal 90 ha/Betrieb). Die Mitglieds-
staaten können bis zu zwei Prozent ih-
rer Direktzahlungen hierfür einsetzen.

Kappung bei 60.000 Euro?
Hin und Her ging es bis zur Vorlage der 
offiziellen Verordnungsentwürfe der 
Kommission mit dem Vorhaben des aus 
Irland stammenden Agrarkommissars 
Phil Hogan, eine EU-weit verpflichtende 
Kappung der Direktzahlungen bei 
60.000 Euro je landwirtschaftlichem Be-
trieb und Jahr einzuführen. Mal war 
diese Kappung drin, mal draußen. Zu-
letzt war sie wieder drin: Erhält ein Be-
trieb mehr als 60.000 Euro Direktzah-

Fortsetzung von Seite 11 lungen im Jahr, wird ihm die Summe 
oberhalb von 60.000 Euro vollständig 
gekürzt. Von der Kürzung ausgenommen 
werden jedoch sämtliche vom Betrieb 
nachgewiesenen Lohnkosten. Dazu zäh-
len sollen sowohl die vom Betrieb für 
landwirtschaftliche Tätigkeiten tatsäch-
lich als Löhne, Lohnsteuern und Sozial-
abgaben gezahlten Kosten, als auch pau-
schal angesetzte Lohnkosten für nicht 
oder nur gering entlohnte Arbeitsein-
heiten, etwa für die Betriebsleiter/Innen 
und Altenteiler. Dabei soll das durch-
schnittliche landwirtschaftliche Gehalt 
im Mitgliedsstaat mit dem vom Betrieb 
in Jahresarbeitszeiten anzugebenden Ar-
beitsansatz des Betriebes multipliziert 
werden. Ob das Instrument durch die 
Anrechenbarkeit der vollständigen Lohn-
kosten überhaupt noch nennenswert 
greift ist fraglich. Die ggf. gekürzten Mit-
tel sollen im Mitgliedsstaat verbleiben. 
Sie können vom Mitgliedsstaat insbeson-
dere zur Finanzierung des Aufschlags für 
die ersten Hektare (s.u.) sowie – wenn 
etwas übrig bleibt – für andere entkop-
pelte Zahlungen der ersten Säule oder für 
Fördermaßnahmen der zweiten Säule 
(z.B. Agrarumweltmaßnahmen, Investiti-
onen) eingesetzt werden. Mit dem Vor-
schlag würde die Kommission die bishe-
rige Praxis beenden, dass ein Teil der 
Betriebe deutlich mehr als 100 Prozent 
ihrer Lohnkosten aus den Direktzah-
lungen abdeckt. Der Präsident des Deut-
schen Bauernverbands (DBV) Joachim 
Rukwied lehnt das ab: „Dieser Vorschlag 
gefährdet die Wettbewerbsfähigkeit vie-
ler Familienbetriebe in ganz Europa“, 
sagte er laut DBV-Pressemitteilung.

Zweite Säule 
Die zweite Säule ist durch den Vor-
schlag zum Mehrjährigen Finanzrah-
men der EU für die Jahre 2021-2027 
von Kommissar Oettinger finanziell 
erheblich geschwächt; je nach Berech-
nung wird die Kürzung mit 15 bis 28 
Prozent angegeben! Die Spannbreite 
der von der Kommission vorgesehenen 
möglichen Fördermaßnahmen ist aber 
nicht geringer als bisher (auch wenn die 
Regeln nicht mehr eine eigene Verord-
nung, sondern nur noch ein paar Ab-
sätze ausmachen). Verpflichtend anbie-
ten müssen die Mitgliedsstaaten wie 
bisher Agrarumwelt- und Klimaschutz-
maßnahmen. Zudem sind förderfähig 
Ausgleichszulagen für benachteiligte 
Regionen und z.B. Flächen in Natura 
2000-Gebieten, Investitionen, weitere 
Zuschüsse für Junglandwirte und auch 
außerlandwirtschaftliche Existenzgrün-
der im ländlichen Raum, Risiko-Ma-
nagement (inkl. Zuschüsse zu Ertrags-
ausfall-Versicherungen), Kooperati-
onen (inkl. LEADER und Erzeugerge-

meinschaften) sowie Wissenstransfer. 
Für Agrarumwelt- und Klimaschutz-
maßnahmen müssen die Mitglieds-
staaten jeweils mindestens 30 Prozent 
der für sie bereitgestellten EU-Mittel 
der 2. Säule (ELER) einsetzen, für LEA-
DER mindestens fünf Prozent.

Marktbezogene Maßnahmen
Neben den verschiedenen Direktzah-
lungen und den Fördermaßnahmen der 
2. Säule gibt es eine dritte Kategorie an 
Maßnahmen, die Bestandteil der Strate-
gischen GAP-Förderpläne der Mitglieds-
staaten werden: Markt- bzw. Sektorbe-
zogene Maßnahmen, wie es sie bisher 
schon für Obst und Gemüse oder Wein 
gibt. Bisher finden sich diese in der EU-

Verordnung über die Gemeinsame 
Marktordnung (GMO), nun tauchen sie 
in der gemeinsamen Verordnung über 
Direktzahlungen und 2. Säule auf. 
Hierüber fördert die EU letztlich pro-
dukt- bzw. sektorspezifische Erzeuger-
organisationen oder Zusammenschlüsse 
solcher. Förderfähig sind u.a. Ausgaben 
für Qualitätssicherung, Werbung und 
Marketing, aber auch für Mengenpla-
nung, Krisenvorsorge sowie für Lage-
rung und Transport der von den Mit-
gliedern selbst erzeugten Waren. Eine 
Voraussetzung für die EU-Förderung ist, 
dass der Mitgliedsstaat ein Operatio-
nelles Programm für den jeweiligen Sek-
tor für drei bis sieben Jahre erstellt und 

dass es die Erzeugerorganisationen 
überhaupt gibt. Die Kommission will 
den Mitgliedsstaaten die Möglichkeit 
geben, für alle bedeutsamen Sektoren 
solche operationellen Programme aufzu-
stellen und die entsprechenden Maßnah-
men von der EU fördern zu lassen. Das 
gilt auch für die Milch.

Marktordnung aus dem Blick
Für die Gemeinsame Marktordnung 
der EU bedeutet das keine Stärkung, 
sondern – zumindest strategisch – eine 
Schwächung. Entwürfen zufolge sieht 
die Kommission bei der GMO kaum 
Änderungen vor, schon gar nicht in der 
Weise, dass aus den Milchmarktkrisen 
wirksame Konsequenzen gezogen wür-

den. Offenbar sieht die Kommission die 
Sache mit den Änderungen im Rahmen 
der Omnibus-Verordnung, also mit 
dem Recht der Milcherzeuger auf 
schriftliche Verträge mit ihrer Molke-
rei, für erledigt an. 
Eine Änderung ergibt sich in der Finan-
zierung von Krisenmaßnahmen: Anders 
als bisher, soll die Krisenreserve der EU 
nicht mehr durch jährliches Einbehal-
ten von Direktzahlungen, sondern 
durch eine einmalige Einlage von 400 
Millionen Euro zu Beginn der Förder-
periode gesichert werden. Nachge-
schossen wird dann nur bei Bedarf. 

Ulrich Jasper,
AbL-Bundesgeschäftsführer

Weniger Geld für umweltschonende Technik� Foto: Schievelbein
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Die Kulisse war schon mal prächtig, als 
pünktlich zur Hofführung die Sonne 

über Schloss Körtlinghausen im Sauerland 
hinter den Wolken hervorkam. Gastgeber 
Gyso von Bonin, seit 38 Jahren Pächter und 
Bewirtschafter der landwirtschaftlichen Flä-
chen derer von Fürstenbergs, hatte es zuvor 
prophezeit. Internationale Gäste hatte er zu 
Besuch. Gemeinsam mit seinem Feldnach-
barn Franjo Dohle richteten die beiden Spre-
cher der Interessengemeinschaft gegen die 
Nachbaugebühren und Nachbaugesetze 
(IGN) das diesjährige Jahrestreffen der Euro-
pean Mobile Seed Association (EMSA) aus. 
Schon seit einigen Jahren gibt es eine Verbin-
dung zwischen der IGN und Saatgutaufberei-
tern mit mobilen Anlagen, die nur auf den 
ersten Blick ungewöhnlich erscheint. Geht es 
doch hier wie da um eine Stärkung des 
Rechts auf Nachbau und eine kritische Di-
stanz zu Pflanzenzüchtungskonzernen, deren 
Interessen zum Teil weder die der Bauern 
und Bäuerinnen noch die der Aufbereiter 
sind. In Ländern wie Großbritannien, Frank
reich oder Dänemark spielen mobile Aufbe-
reiter, die mit ihren LKW auf die Höfe kom-
men und den Nachbau präparieren, eine sehr 
viel größere Rolle als in Deutschland. Die 
deutschen stationären Aufbereiter – oft im 
Raiffeisenverband organisiert, oft damit auch 
nahe bei den Pflanzenzüchtern – sehen offen-
bar keinen Bedarf an einer anderen, unter 
Umständen mehr bauernorientierten Interes-
senvertretung. Dabei gewinnt das Thema 
Nachbau laut der unterschiedlichen EMSA-
Vertreter angesichts schlechter Getreidepreise 
nach wie vor immer mehr an Gewicht. Seit 
Jahren sind die Nachbauraten stabil bis stei-
gend, bei Weizen liegen sie fast überall bei 50 
Prozent. In Großbritannien, so berichtete 
Nigel Day, EMSA-Präsident und landwirt-
schaftlicher Lohnunternehmer mit 27 LKW-
Anlagen, seien aber auch die Nachbauraten 
bei Erbsen und Bohnen fast so hoch, bei Ger-
ste seien es 30 bis 40 Prozent. Hybriden, aber 
auch GVO-Sorten – angesichts des Brexit 
und einer laut Day „GVO-freundlichen“ Re-
gierung – seien die Herausforderungen der 
Zukunft. Überhaupt der Brexit: „Selbst wenn 
wir die EU verlassen, verlassen wir ja nicht 
Europa und schon gar nicht den Markt“, so 
Day. Er verstehe nicht, warum so viele Bau-
ern und Bäuerinnen für den Brexit gestimmt 
hätten, seine persönliche Meinung sei, dass 
sie in die Irre geleitet worden seien. „Die Sub-
ventionen werden irgendwann wegfallen und 
die ganzen ungeliebten Regularien, denen 
man vermeintlich entfliehen wollte, werden 
bleiben“, so seine Einschätzung. Man werde 
als Aufbereiter nun mehr Kontakt zur eige-
nen Regierung pflegen müssen, auch um 
beim bislang unproblematischen Thema 

Ein ungewöhnliches Bündnis
Die europäische Vereinigung der mobilen Saatgutaufbereiter besuchte die IG Nachbau

Nachbaugebühren aus den Konfliktlinien zu 
bleiben. Bislang reichen die Aufbereiter eine 
ihrer Menge an aufbereiteter Ware entspre-
chende Summe an Abgaben am Ende des 
Jahres an die Pflanzenzüchter weiter. So ent-
stand ein System, bei dem den Aufbereitern 
und ihrer bäuerlichen Kundschaft wenig in 
die Karten geschaut werde. Es gibt keine 
Auseinandersetzungen, offenbar ist ein finan-
zieller Interessenausgleich gelungen. „Wir 
machen das seit 20 Jahren so und hatten 
noch keine Beschwerden, egal von welcher 
Seite“, so Day.

Aktuell
Auch aus Frankreich berichtet Sylvain Du-
croquet, Präsident der französischen Orga-
nisation der mobilen Aufbereiter 
(S.T.A.F.F.), von einer „friedlichen Situa-
tion“: Dort muss jeder Bauer, jede Bäuerin 
beim Abliefern ihrer Konsum-Verkaufs-
ware an Getreide 70 Cent pro Tonne an 
Abgaben an die Züchter zahlen. (Verarbei-
tet oder verfüttert er oder sie die Ernte 
selbst, fällt also nichts an.) Beim Kauf von 
zertifiziertem Saatgut wird ein Rabatt von 
2,70 Euro pro 100 kg gewährt. Trotzdem, 
so die Einschätzung Ducroquets, sei es im-
mer noch günstiger für Bauern und Bäue-
rinnen, auch angesichts der nach wie vor 
schlechten Erzeugerpreise für Getreide, 
Nachbau zu betreiben. Deshalb sehe er 
auch keinen Siegeszug des Hybridweizens, 
von dem Züchter hier wie dort gerne be-
richten. Das Verfahren zur Saatguterzeu-
gung sei einfach viel zu teuer und zu auf-
wendig (Weizen als strenger Selbstbe-
fruchter muss zur Saatgutproduktion 
„chemisch“ kastriert werden), als dass es 
in der landwirtschaftlichen Praxis weiter 
Verbreitung fände. Auch der im Sauerland 
anwesende dänische mobile Aufbereiter 
Visti Moller berichtete Aufschlussreiches: 
Nach einem Treffen zwischen Pflan-
zenzüchtern und dänischer Agrarverwal-
tung seien die Züchter an ihn herangetre-
ten und hätten die Herausgabe seiner Kun-

dendaten verlangt. Er habe das verweigert 
und auf die entsprechende Rechtsspre-
chung (nur wenn die Züchter Anhalts-
punkte vorlegen, müssen Aufbereiter Aus-
kunft erteilen) verwiesen. Das sei nun 
Monate her und er habe bislang nichts 
Neues mehr gehört, so Moller.

Die Zukunft
Am Ende der generellen Aussprache lud 
EMSA-Mitarbeiter Eric Dresin noch zu 
einem Gedankenexperiment ein und bat 
alle Anwesenden, für ihre Länder und ihre 
Unternehmen einmal die theoretische Situ-
ation durchzuspielen, dass in fünf Jahren 
keine pestizidhaltigen Saatgutbeizen mehr 
zulässig wären. Es sollte eine Fortsetzungs-
geschichte zum Neonikotinoidverbot ent-
wickelt werden. Sehr kritisch für die Bau-
ern und Bäuerinnen sah Nigel Day ein 
völliges Verbot, da offenbar in süd
englischen Ackerbauregionen auch der 
größte Krankheitsdruck herrscht. Ihn 
stürze schon das Neonikotinoidverbot in 
Schwierigkeiten, auch Getreide sei dort 
kontinuierlich mit dem Wirkstoff behan-
delt worden. In Dänemark hingegen 
scheint die Saatgutbeizung eine zwar von 
der chemischen Industrie vorangetriebene, 
aber von pflanzenbaulichen Erfordernissen 
her kaum gebrauchte Behandlung zu sein. 
Laut Moller sei sein Betrieb jenseits der 
Behandlung sowieso stark auf Reinigung 
und Kalibrierung der Ware fokussiert. 
Auch Ducroquet sieht es nicht als Bedro-
hung des eigenen Unternehmens, wenn 
nicht mehr gebeizt wird, dafür werde man 
mehr biologische Pflanzenbehandlungs-
mittel oder den Mischkulturanbau einset-
zen, ist seine Überzeugung. „In 20 Jahren 
gibt es gar keine Pestizide mehr in Eu
ropa!“, stellt er überzeugt in den Raum. 
Wie das dann praktisch aussehen kann, 
davon konnten sich alle auf dem biolo-
gisch-dynamisch bewirtschaften Betrieb 
von Gyso von Bonin bei leckerem Essen 
und guten Gesprächen überzeugen. � cs

IInternationaler Besuch bei IGN- Sprechern Franjo Dohle und Gyso von Bonin (2. u. 3. v. l.) � Foto: Holst

Boden und Klima 
Wissenschaftler des Thü-
nen-Instituts haben sich 
mit den mikrobiologischen 
Prozessen im Boden aus-
einandergesetzt und fest-
gestellt, dass Monokultu-
ren bzw. wenig abwechs-
lungsreiche Fruchtfolgen 
negative Auswirkungen 
auf die Bodenlebensge-
meinschaft haben. Schädli-
che Mikroorganismen set-
zen sich eher durch als 
nützliche und verursachen 
entsprechend Probleme 
mit Krankheiten an den 
Kulturpflanzen. Eine mög-
lichst reduzierte Bodenbe-
arbeitung ohne tiefes 
Pflügen fördert Mikroben-
wachstum und -vielfalt. 
Eine Metaanalyse unter 
Beteiligung der Universi-
tät Göttingen zeigte aller-
dings, dass bei pfluglosen 
Verfahren die Emissionen 
an Kohlendioxid und Lach-
gas deutlich zunehmen 
können, so dass das 
bodenschonende Verfah-
ren nicht unbedingt klima-
schonend ist.  cs



16 GENTECHNIK� 06-2018 

Die rasche Entwicklung im Bereich der 
Gen- und Biotechnologien, die auch 

als Genome Editing bezeichnet werden, 
hat einen politischen, wissenschaftlichen 
und rechtlichen Streit darüber ausgelöst, 
ob diese – gemäß dem Vorsorgeprinzip – 
als Gentechnik eingestuft und reguliert 
werden sollen oder nicht. Dieser Frage 
geht ein aktueller Bericht der Schweizer 
Ethikkommission für die Biotechnologie 
im Außerhumanbereich (EKAH) zum 
Thema Vorsorge nach. Sie kommt zu dem 
Schluss, dass der Vorsorgegedanke in Be-
zug auf die neuen Technologien ethisch 
begründet und deshalb rechtlich konse-
quent gestärkt und umgesetzt werden 
müsse.

neue Gentechnische Verfahren
Zu den Genom-Editing-Verfahren zählen 
vor allem CRISPR/Cas, Zink-Finger-Nu-
kleasen, TALEN und Oligonukletodid-
gerichtete Mutagenese (ODM). Mit diesen 
neuen Techniken können einzelne Basen
paare im Erbgut verändert, Genabschnitte 
können integriert oder verändert werden. 
Auch können Gene stillgelegt oder in ihrer 
Wirkung verstärkt werden. Hier haben 
auch kleine Veränderungen, gerade weil 
sie nun gezielter möglich sind als mit den 
alten Gentechnikverfahren, das Potential, 
immense Wirkung zu entfalten. Die Ver-
fahren können mehrfach hintereinander 
oder in Kombination angewendet werden. 
Sowohl im Organismus selber als auch 
freigesetzt in eine komplexe Umwelt bzw. 
auf den Acker können sie weitreichende 
Konsequenzen haben.

Unterschiedliche Positionen
Befürworter und Anwender der neuen 
Technologien argumentieren, dass be-
stimmte neue Verfahren nicht unter die 
Gentechnikregulierung fallen sollten, weil 
die Veränderungen des Erbguts im Endpro-
dukt nicht mehr nachweisbar seien oder 
weil solche Veränderungen auch durch na-
türliche Mutationen entstehen könnten. Die 
neuen Technologien seien deshalb wie kon-
ventionelle Züchtungsverfahren einzustu-
fen. Mittels dieser Techniken erzeugte 
Pflanzen könnten dann einfach unreguliert 
in die Umwelt freigesetzt und auf dem 
Acker angebaut werden. Es gäbe keine 
Kennzeichnungspflicht und keine Möglich-
keit der Rückverfolgbarkeit. Sich auf das 
Vorsorgeprinzip zu berufen, sei rational 
nicht begründbar, argumentieren die Befür-
worter. Zudem schränke dies Forschung 
und Entwicklung unzulässig ein. Kritiker 
hingegen halten am Vorsorgegedanken fest. 
Die Genom-Editing-Verfahren sind noch 

Vorsorge statt Risiko bei neuer Gentechnik
Trotz der neuen Qualität des Eingriffs ins Genom bleiben die Folgen für Pflanzen und Umwelt unabsehbar

neu und weitgehend unerforscht. Vieles sei 
nicht verstanden. Zudem könne der Eingriff 
ins Genom massiv und sehr weitgehend sein 
und natürliche Regulationsmechanismen 
der Zelle umgehen. Die Verfahren seien kei-
nesfalls so präzise wie oft dargestellt, son-
dern es komme auch hier zu  unerwarteten 
Effekten. Wissenschaftlich und rechtlich 
müssten die neuen Gentechnikverfahren 
deshalb der Gentechnikregulierung unter-
liegen. Nur so würden Risiken überhaupt 
geprüft und bewertet und durch die Kenn-
zeichnung eine Wahlfreiheit für Verbrau-
cher, Bäuerinnen und Bauern und Züchter 
ermöglicht. Durch zu etablierende Nach-
weisverfahren könnten auftretende Schäden 
in der Umwelt oder in der Lebensmittel-
kette zumindest theoretisch rückverfolgt 
werden.

Wissenslücken und Unsicherheit 
Der Umgang mit diesen neuen Technologien 
sei von großen Unsicherheiten geprägt, so die 
schweizer Ethiker. „Zum einen gibt es Wis-
senslücken über das Funktionieren der neuen 
Technologien und ihre Auswirkungen auf die 
Organismen, in denen sie angewandt wer-
den. Kommen die Technologien und die mit 
den Verfahren veränderten Organismen zu-
dem mit der Umwelt in Kontakt, erhöht dies 
nicht nur die Komplexität der möglichen 
Interaktionen, sondern auch zusätzlich un-
sere Unsicherheit“, so das Fazit. Das Um-
weltrecht hat für solche Fälle das rechtliche 
Konzept des Vorsorgeprinzips entwickelt, 
das sich seit der Deklaration von Rio 1992 
international etabliert hat. Wenn schwerwie-
gende Schäden nicht nur denkbar sind, son-
dern auch wissenschaftlich plausibel darge-

legt wird, dass sie eintreten könnten, besteht 
die Pflicht zur Vorsorge – also die Vermei-
dung oder Eingrenzung der Schäden – selbst 
dann, wenn die Eintrittswahrscheinlichkeit 
eines solchen Schadens ungewiss ist. Hin-
sichtlich der Beweislast waren sich die Ethi-
ker einig, dass diese bei denjenigen liegt, de-
ren Handeln einen schwerwiegenden Scha-
den befürchten lässt. Diejenigen, die durch 
neue Biotechnologien erzeugte Produkte 
freisetzen wollen, müssen plausibel darlegen, 
dass ein solcher Schaden extrem unwahr-
scheinlich und wissenschaftlich absurd ist. 
Abschließend gibt die EKAH vier Empfeh-
lungen ab. Erstens sei hinsichtlich der Regu-
lierung der neuen Genom-Editing-Verfahren 
am Vorsorgekonzept festzuhalten und dies 
konsequent zu stärken. Zudem sei die Ver-
trauenswürdigkeit von Risikobeurteilungen 
durch Wissenschaft und Behörden zu verbes-
sern. Daten, die einer Risikoanalyse zugrunde 
gelegt werden, müssten wissenschaftlichen 
Kriterien genügen. Zwingend seien der Zu-
gang zu den Daten und Transparenz der wis-
senschaftlichen Beurteilungen – einschließlich 
abweichender Daten und Einschätzungen – 
sowie wissenschaftliche Unabhängigkeit zu 
gewährleisten. Drittens müsse die Entschei-
dungsfindung einer demokratischen Kon-
trolle unterstehen und es müsse klar zwischen 
beratenden Expertengremien und Entschei-
dungsbehörden getrennt werden. Viertens sei 
aufgrund der weitreichenden Konsequenzen 
der neuen Biotechnologien und der gesell-
schaftlichen Relevanz das politische Bewusst-
sein im Umgang mit Technologien und Un-
sicherheiten zu stärken.

Annemarie Volling,
Gentechnikexpertin der AbL

„Ährensache ohne Bayer“ – das ist die bäuerliche Antwort auf die zunehmende Konzernmacht im 
Agrarsektor. Vor der Bayer-Aktionärsversammlung demonstrierte die AbL zusammen mit anderen Orga-
nisationen (Imkern, „Wir haben es satt“-Bündnis, INCOTA, Coordination gegen Bayer Gefahren usw.) 
erneut gegen die Mega-Fusion. Drinnen musste Bayer-Chef Baumann sich gegen die wachsende Kritik 
der Aktionäre verteidigen, da der zweifelhafte Ruf von Monsanto sowohl Verbraucher als auch Inve-
storen abschrecke, warnen Anlegervereinigungen. Baumann hofft, dass er die geplante Übernahme 
von Monsanto bis zum 14. Juni abschließen kann. Wenn nicht, könnte Monsanto die Vereinbarung 
kündigen und Bayer drohe dann eine Vertragsstrafe von zwei Mrd. US-Dollar. Die Genehmigung der 
Wettbewerbsbehörden hatte viel mehr Zeit benötigt als vom Konzernchef gedacht. Vor allem muss 
Bayer mehr Saatgutgeschäfte an den BASF-Konzern abgeben als geplant und wohl auch seine Digitali-
sierungssparte. Die erhofften Synergien schrumpfen…

„Baysanto” mit 
US-Zustimmung
Nun ist wohl die letzte 

große Hürde für den 
Bayer/Monsanto-Deal 

genommen. Das US-
Justizministerium hat, 

allerdings unter hohen 
Auflagen, der geplanten 

Fusion zugestimmt. Bayer 
muss sich von Geschäfts-

anteilen im Wert von fast 
9 Milliarden Dollar tren-

nen, darunter fast das 
ganze Saatgutgeschäft. 

Trotzdem bleibt der 62,5 
Milliarden Dollar Deal 

der größte Zukauf eines 
deutschen Unternehmens 
im Ausland und trotzdem 

entsteht dadurch der 
weltgrößte Saatgut- und 

Pflanzenschutzmittel-
Konzern. Die deutsche 

KWS interessiert sich 
erneut für die Über-

nahme des Bayer-Gemü-
sesaatgutsegments 

ansonsten gilt die BASF 
als großer Gewinner der 

Auflagen, die zuvor 
schon die EU an die 

Fusion geknüpft hatte. 
Sie übernahmen die mei-
sten abgestoßenen Teile 

z. B. die Digitalsparte.  cs
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Auch der längste Sortenschutz endet nach 
dreißig Jahren. Selbst Genpatente gehen 
zeitlich nicht darüber hinaus. Die staat
lichen Genbanken sind also voll von Sor-
ten, für die keine Nachbaugebühren einge-
fordert werden können, und die frei ver-
fügbar sind, allerdings meist nur im Um-
fang von fünf Gramm pro Muster. Saatgut 
zu vermehren oder gar züchterisch weiter-
zuentwickeln bedarf zweifelsohne der Zu-
wendung in Form von Lebenszeit und 
nicht zuletzt auch erworbener Kenntnisse 
und mancherlei Hilfsmittel. Der Leistungs-
tausch für diese Dienstleistung kann nicht 
mehr nur in Naturalien abgewickelt wer-
den, sondern es braucht dafür Geld, das 
als Rechtsanspruch auf die Leistungen An-
derer benutzt werden kann. Wie kommt 
dieses Geld zum Züchter? In erster Linie 
aus der im Saatgutverkaufspreis enthal-
tenen Züchterlizenz, aber auch aus staatli-
cher Förderung für Züchtungsforschung 
und im Falle gemeinnütziger Initiativen 
nicht zuletzt von Stiftungen oder sogar pri-
vaten Schenkungen. Das Thema Nachbau-
gebühren wird sich zunehmend erübrigen, 
denn die meisten konventionellen Züchter 
in Deutschland wollen künftig auch beim 
Weizen immer mehr Hybride anbieten. 
Beim Roggen spielen Populationssorten 
fast keine Rolle mehr und auch bei der 
Gerste sind die Hybriden schon im Markt. 
Bei Hafer, Triticale oder gar Dinkel wird 
es wohl noch etwas dauern, denn dort 
sieht es mit öffentlicher Förderung für Hy-
bridtechnik noch etwas mau aus. Aber 
sonst spricht anscheinend nichts dagegen. 

Wie finanzieren?
Bäuerliche Landwirtschaft müsste sich 
aber gerade um Nachbaufähigkeit küm-
mern. Wenn sie ökologisch ist, sogar noch 
etwas mehr, denn die meisten saatgutüber-
tragbaren Krankheiten lassen sich nur mit 
Resistenzen in den Griff bekommen. Aber 
wie kann die Entwicklung nachbaufähiger 
Sorten finanziert werden, wenn Nachbau-
gebühren in die Hybridsortenentwicklung 
fließen oder erst gar keine Nachbauge-
bühren entrichtet werden, geschweige 
denn überhaupt noch Saatgut nachbaufä-
higer Sorten gekauft wird? Ganz einfach 
dadurch, dass eben ganz bewusst nachbau-
fähige Sorten angebaut und dann auch 
nachgebaut werden. Die im Nachbau ein-
gesparte Züchterlizenz, die sich bei Ge-
treide auf ca. 20 Euro pro Hektar beläuft, 
sollte dann aber nach eigenem individu-
ellem bäuerlichen Urteil in eine gemeinnüt-
zige Züchtungsinitiative eigener Wahl ge-
geben werden, die eben keine Hybriden, 
sondern nachbaufähige Sorten entwickelt. 

Saatgut ist ein Kulturgut
Finanzierungsmodell für eine bäuerlich geprägte Pflanzenzüchtung

Würde dies zu einem fest kalkulierbaren 
Kostenbeitrag für alle Betriebe, wie der 
Diesel pro Hektar, müsste sich auch nie-
mand übervorteilt fühlen. Auch heute 
schon wäre es möglich, wenn sich Saatgut-
käufer von Sorten, die in gemeinnützigen 
Initiativen entwickelt wurden, beim Kauf 
schriftlich dazu verpflichten, im Falle von 
Nachbau diesen Beitrag entweder direkt 
an die Züchtungsinitiative der Sorte zu 
zahlen oder sich beim Sortenschutzinhaber 
das Einverständnis einzuholen, diesen Bei-
trag einer Initiative seiner Wahl zu über-
mitteln und dies auch zu belegen. Mit Sor-
ten der Getreidezüchtungsforschung Dar-
zau ist dies heute schon möglich. Es bedarf 
dazu auch keines neuen gesetzlichen Rah-
mens, sondern lediglich der Unterschrift 
unter eine dementsprechende Verpflich-
tungserklärung und des Einverständnisses 
des Saatgutkäufers, seine Daten an den 
Sortenschutzinhaber zu übermitteln. Wer 
das nicht will, kann unmittelbar einfach 
Saatgut einer anderen Sorte kaufen, denn 
er wird nicht erst mit den Gegebenheiten 
konfrontiert, wenn die Pflanzen schon 
längst auf seinem Acker wachsen. 

Welchen Beitrag?
Aber warum überhaupt dem einzelnen 
Landwirt das Recht der Wahl lassen, sei-
nen Beitrag selbst zu lenken? Weil es beim 
Saatgut um ein Kulturgut geht und Kultur 
ist nicht in erster Linie eine Frage von 
Mehrheiten oder den Zielen der Vergan-
genheit, sondern von individueller Ent-
wicklung, sofern sie der Allgemeinheit 
keinen Schaden zufügt. Entschließt sich 
der Einzelne, seinen Beitrag einem Kultur-
pflanzenfonds zu übermitteln, weil er dort 
mehr Kompetenz vermutet, dann ist dies 
legitim, aber nur, wenn er stattdessen auch 
die direkte Förderung ausüben könnte und 
nicht wie bei Steuern von der Mehrheit 
bevormundet wird. Denn in der kulturel-
len Entwicklung ist auch der allerkleinste 
aus eigenem Urteil gelenkte Beitrag, der 
aus eigener Leistung hervorgegangen ist, 
eine Übernahme von Verantwortung für 
die Gestaltung der Zukunft. Das ist es, 
was eigentlich nottut, der Ruf nach dem 
Staat oder die strikte persönliche Weige-
rung sind es nicht. Sie sind nur mehr oder 
weniger hilfreiche Begleiterscheinungen. 
Wer anderer Ansicht ist oder eine bessere 
Lösung hat, möge dies unverzüglich mit-
teilen. Denn die Zeit ist reif für neue Kon-
zepte der Kulturpflanzenentwicklung und 
der Beteiligung einer bäuerlichen Land-
wirtschaft daran. 

Karl-Josef Müller,
Getreidezüchtungsforschung Darzau 

Noch mehr Hühnerhaltung
Im US-Bundesstaat Kansas dürfen jetzt Hühnerfarmen mit bis zu 
30.000 Tieren auch in der Nähe von Wohngebieten ohne Genehmi-
gung gebaut und betrieben werden. Lediglich Betriebe mit mehr 
als 30.000 Tieren, die weniger als 1,5 km von Siedlungen entfernt 
sind, müssen genehmigt werden und gegebenenfalls Auflagen 
erfüllen. Der Mehrheitsführer der Regierung in Kansas bezeichnete 
die Lockerung des bestehenden Gesetzes als ein „großes Plus für 
die Wirtschaft in Kansas“. Die Neuregelung erfolgte, nachdem 
Bewohner in Kansas ein 320-Millionen-Dollar-Projekt für eine neue 
Schlacht- und Verarbeitungsanlage des Hühnerproduzenten Tyson 
verhindert hatten. Tyson baut die Anlage jetzt im Bundesstaat Ten-
nessee.  ml

Indien: Kein Patent auf GV-Saatgut 
Aktuell findet in Indien ein brisanter Rechtsstreit darum statt, ob 
gentechnisch veränderte (GV) Pflanzen wie Bt-Baumwolle paten-
tiert werden dürfen. Das oberste Gericht in Delhi hat  geurteilt, 
dass in Indien keine Patente auf Gentechnikpflanzen erteilt werden 
dürfen. Dagegen hat Monsanto Berufung eingelegt. Mitte Juli wird 
sich das oberste indische Gericht, der Supreme Court, weiter mit 
dem Fall beschäftigen. Mindestens solange sind die Patente außer 
Kraft gesetzt. Laut indischem Patentgesetz können GV-Pflanzen 
und Tiere nicht patentiert werden. Erlaubt sind aber Patente für 
GV-Mikroorganismen. Monsanto nutzt dies und gab in der Patent-
schrift für Bt-Baumwolle an, dass in ihren GV-Pflanzen Erbgut eines 
Bodenbakteriums eingebaut wird, damit diese Bt-Toxine herstellen 
und sie sich so gegen Schädlinge wehren können. Das Patent wurde 
erteilt. Monsanto verlangte von indischen Saatgutfirmen Lizenzge-
bühren, wenn sie ihre Bt-Technologie nutzten. Einer der Lizenzneh-
mer verweigerte die Gebührenzahlung und zweifelte die Rechtmä-
ßigkeit des Patents an. Der High Court, der dieser Saatgutfirma 
recht gab, argumentierte, dass der entscheidende Vorgang der bio-
logische Prozess der Vermehrung des Saatgut sei – und dies dürfe 
nicht patentiert werden. Für die Saatgut-Aktivistin Vandana Shiva 
ist die Entscheidung ein „Sieg für die Saatgutfreiheit“.  av

Ackerland in Bauernhand
Am 28. fand eine gemeinsame Demo der AbL-Sachsen und dem 
Bündnis „Meine Landwirtschaft Sachsen“ zum Thema „Ackerland in 
Bauernhand“ statt. Grund war ein Fachgespräch zum Entwurf eines 
sächsischen Agrarstrukturverbesserungsgesetzes. Dazu hatte die 
Grüne Landtagsfraktion eingeladen. Trotz besten Heuwetters 
haben sich knapp 30 Leute zusammengefunden und sind vom Post-
platz aus, an der schönen Dresdner Barocksilhouette vorbei, zum 
Landtag gelaufen. Dort gab es eine Abschlusskundgebung, bei der 
Milana Müller von der Tharandter Johannishöhe noch einmal die 
Probleme des auch in Sachsen stattfindenden Landgrabbings erör-
terte. Zum Fachgespräch selber waren neben der AbL auch Vertre-
ter mehrerer Verbände wie Gäa, Bioland, BUND sowie auch der 
Landesbauernverband anwesend. Es entspann sich ein durchaus 
konstruktives Gespräch. Jetzt gilt es an einem Strang zu ziehen und 
ein solches Gesetz auf den Weg zu bringen, denn je mehr Zeit ver-
streicht um so mehr Agrarland wird teurer und geht in Investoren-
hände.  Danilo Braun, AbL-Sachsen
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Am 23. Juni waren Bäuerinnen und 
Bauern aus der ganzen EU der Einla-

dung verschiedener Abgeordneter des eu-
ropäischen Parlaments nach Brüssel ge-
folgt. Als Delegation der europäischen 
Koordination von Via Campesina (ECVC) 
sollten sie die Möglichkeit haben, ihre 
Vorstellungen zur neuen Reform der Ge-
meinsamen Agrarpolitik (GAP) vorzustel-
len und zu diskutieren. Die Abgeordneten 
Lidia Senra (GUE/NGL), Martin Häusling 
(Greens/EFA) und Eric Andrieu (S&D) 
hatten zur Konferenz „Eine Gemeinsame 
Agrarpolitik für Bäuerinnen, Bauern und 
Bürger_innen“ eingeladen. In verschie-
denen Blöcken wurden drei Themen be-
handelt: Der erste Block beschäftigte sich 
mit dem Leben auf dem Lande und der 
Frage, wie unsere Landwirtschafts- und 
Ernährungssysteme auf die aktuellen Her
ausforderungen reagieren können. Im 
zweiten Teil wurden die Themen Handel, 
Markt und die Auswirkungen von Frei-
handelsabkommen sowie die Deregulie-
rung der Märkte diskutiert. Unter dem 
Überthema der „nachhaltigen Lebensmit-
telproduktion“ wurde im dritten Teil über 
die Bedeutung der Direktzahlungen sowie 
deren Auswirkungen auf ländliche Re
gionen und junge Bäuerinnen und Bauern 
diskutiert.

Bäuerliche Forderungen
Moderiert von den europäischen Parla-
mentarier_innen, erläuterten Mitglieder 
von Via Campesina ihre Forderungen, die 
von Bäuerinnen und Bauern durch an-
schauliche Berichte bekräftigt wurden. So 
kommt bäuerlichen Strukturen eine 
Schlüsselrolle bei dem Erhalt der Biodiver-
sität sowie der Vielfalt von Nutztieren und 
-pflanzen zu. Kleiner strukturierte, bäuer-
liche Landwirtschaft kann auch zum Kli-
maschutz beitragen, da diese Form der 
Bewirtschaftung häufig unabhängiger von 
externen Energiequellen ist. Zusätzlich 
können Emissionen durch Langstrecken-
transporte vermieden werden, da die Er-
zeugnisse überwiegend auf regionalen 
Märkten verkauft werden. Dadurch, dass 
Inputs und Outputs aus dem näheren Um-
feld kommen, sind bäuerliche Betriebe ent-
scheidende Triebkräfte für die lokale Wirt-
schaft. Für diese Leistungen der Erzeugung 
guter, regionaler Lebensmittel sowie der 
positiven Effekte durch die Belebung der 
ländlichen Räume muss die neue GAP 
bäuerliche Betriebe und besonders junge 
Bäuerinnen und Bauern unterstützen. Die 
GAP darf nicht zur weiteren Deregulie-
rung der Märkte und damit zur Zerstö-
rung nachhaltiger, regionaler Landwirt-

Die EU ist mehr als die GAP − oder?
Reisebericht aus Brüssel

schaft und Ernährungssysteme führen, so 
die Forderungen der ECVC. Anschließend 
gaben Akteure der europäischen Kommis-
sion einen Einblick in die Ausarbeitung der 
neuen GAP.
Die Widersprüchlichkeit der Aussagen, 
Ziele und Vorstellungen waren deutlich zu 
erkennen. Anfang Juni wird der Entwurf 
des Agrarkommissars Hogan vorgestellt. 
Doch die Richtung scheint klar „Diese 
GAP wird schwerer im Sinne für bäuer-
lichen Strukturen zu beeinflussen, weil die 
Kommission anders, neoliberaler besetzt 
und Kommissar Hogan absolut auf den 
Weltmarkt fixiert ist.”, so Martin Häus-
ling, EU-Abgeordneter. Die Kommission 
möchte die ländlichen Räume und bäuer-
lichen Strukturen unterstützen, aber trotz-
dem die zweite Säule in massiver Weise 
kürzen. Ein Vertreter der Kommission 
schlug als Lösungsansatz gegen schlechte 
Milchpreise vor, dass Bäuerinnen und 
Bauern sich doch dafür einsetzen sollten, 
dass mehr Milch und Milchprodukte kon-
sumiert werden. Generell solle sich die 
landwirtschaftliche Erzeugung am globa-
len Markt orientieren. Weiter solle die 
Neuausrichtung der GAP, die den Natio-
nalstaaten wieder mehr Handlungsspiel-
raum verschafft, laut Kommission keine 
Renationalisierung darstellen. Im Kontrast 
zu diesen Vorschlägen steht die bäuerliche 
Landwirtschaft, die Antworten auf die He-
rausforderungen der Zukunft geben kann.  
Lösungsansätze müssen nicht neu erfun-
den, sondern lediglich umgesetzt werden.

Was könnte die EU sein?
Eine Führung durch das Europäische Par-
lament am nächsten Tag, ein historischer 
Überblick und Diskussionszeit mit Martin 
Häusling gaben den Anstoß, sich mit dem 

Grundgedanken der EU auseinanderzuset-
zen. Was soll die EU sein? Was ist sie und 
was könnte sie sein? Der Zusammenhalt 
der Mitgliedsstaaten scheint zu wanken. 
Doch was verbindet die Europäerinnen 
und Europäer, die europäischen Bäue-
rinnen und Bauern? Gibt es gemeinsame 
Werte, und wenn ja, welche sind diese? 
Falls sich die GAP nach der Reform nicht 
als zielführende Strategie für eine zu-
kunftsfähige Landwirtschaft herausstellt, 
ist es spätestens dann an der Zeit, den eu-
ropäischen Gedanken wieder mit Inhalten 
wie Gleichheit, Fairness, Gerechtigkeit und 
Solidarität, auch hinweg über die EU-
Grenzen unter allen Bäuerinnen und Bau-
ern, zu füllen. Wie groß die Möglichkeiten 
plötzlich scheinen, wenn europäische Bäu-
erinnen und Bauern sich treffen, austau-
schen, Unterschiede und Gemeinsamkeiten 
zwischen den Ländern finden und zusam-
men erkennen, welche riesigen Potentiale 
in den ländlichen Räumen stecken! Die 
Fahrt war eine gute Gelegenheit, Energie 
zu schöpfen und Kräfte für weitere Pro-
jekte und Vorhaben zu bündeln. Der Auf-
bau resilienter und solidarischer Struk-
turen ist die wichtigste Strategie und der 
europäische Austausch tut gut. Das wurde 
bei diesem Zusammenkommen spürbar.
Zukunftsfähig sei eine Landwirtschaft nur, 
wenn sie gesellschaftlich legitimiert, um-
weltgerecht und international verträglich 
ist, wurde auf dem Podium klargestellt. 
Daran arbeiten wir. Es liegt an uns, das 
Europa, wie wir es uns wünschen, zu ge-
stalten.

Eva Imrecke, Lea Forster,
Sinay Gandenberger (jAbL)

Bäuerinnen und Bauern aus verschiedenen europäischen Ländern in Brüssel� Foto: Via Campesina

USA: Kennzeich-
nung gefordert
Ab 2020 sollen Lebens-
mittelhersteller in den 
USA verpflichtet sein, 

gentechnisch veränderte 
Zutaten zu deklarieren. 
Das US-Landwirtschafts-
ministerium (USDA) hat 
dazu Anfang Mai einen 

Gesetzesvorschlag vorge-
legt. Demnach hätten die 

Hersteller drei Möglich-
keiten zu kennzeichnen: 

Entweder schreiben sie 
direkt auf die Verpac-
kung „bioengineered“ 

oder die Abkürzung „BE“ 
als Logo oder sie drucken 

einen sog. „QR-Code“ 
auf die Verpackung, mit 

dessen Hilfe Smartphone-
Nutzer zu entsprechen-

den Informationen im 
Netz gelangen. Dieser 

Vorschlag wird von Ver-
braucherorganisationen 

stark kritisiert. Men-
schen, die sich keine 

Smartphones leisten kön-
nen oder in Regionen 
wohnen, wo es keine 

notwendige Internetver-
bindung gibt, hätten kei-

nen Zugang zu diesen 
Informationen. Das 

wären nach einer Studie 
des USDA 100 Mio. US-

Amerikaner, so das Cen-
ter for Food Safety (CFS). 
Zudem führe der Begriff 

„bioengineered“ (bio-
technologisch) die Ver-

braucher in die Irre. 
Stattdessen fordert 

Geschäftsführer Andrew 
Kimbrell das USDA auf, 

eindeutige Textangaben 
auf der Verpackung (wie 

etwa die seit 30 Jahren 
eingeführten Bezeich-
nungen „gentechnisch 

verändert“ oder „GVO“) 
oder klare Symbole als 

einzige faire und effek-
tive Möglichkeit der 

Kennzeichnung vorzu-
schreiben. Der Vorschlag 
steht bis Anfang Juli zur 

Kommentierung im Netz, 
dann will das Ministe-

rium die endgültige Fas-
sung erarbeiten.  av
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Kartoffelanbauer sind unter Druck. Be-
sonders im niedersächsischen Emsland 

sorgen der durch einen pilzlichen Erreger 
ausgelöste Kartoffelkrebs wie auch Kartof-
felnematoden (Fadenwürmer) für Verunsi-
cherung bis hin zu handfesten ackerbau-
lichen Konsequenzen. Mit einer Stärkefa-
brik und einem hohen Anteil an Pflanzkar-
toffelvermehrungsbetrieben sind viele 
Bauern und Bäuerinnen im Emsland in 
besonderem Maße von der Kartoffel ab-
hängig, haben aber durch den zum Teil 
viel zu intensiven Anbau die Probleme 
auch selbst verschärft. Bei Funden von 
Kartoffelkrebserregern oder Nematoden 
drohen Quarantänebestimmungen, die ei-
nen Pflanzkartoffelanbau auf der betrof-
fenen Fläche für 20 Jahre untersagen, was 
erhebliche wirtschaftliche Einbußen für 
den betroffenen landwirtschaftlichen Be-
trieb bedeutet. Das Nematodenproblem 
ließe sich mit resistenten Sorten zumindest 
eindämmen. Diese werden auch gezüchtet, 
lassen sich allerdings im Speisekartoffelbe-
reich nur schwer im Markt platzieren. 
Nun wurden aktuell Pilzsporen des Kar-
toffelkrebses in Anhangerde von Pflanz-
kartoffeln aus dem Emsland gefunden, 
noch wird genauer untersucht. Die Land-
wirtschaftskammer bewegt sich im Kon-
junktiv und wirkt nicht so, als hätte sie 
großes Interesse an einer öffentlichen De-
batte. Das Kartoffelzuchtunternehmen 
Solana aus Hamburg hat bereits Konse-
quenzen gezogen und bekannt gegeben, 
dass sie bis auf weiteres keine Vermeh-
rungen mehr mit Bauern und Bäuerinnen 
im Emsland durchführen werden. Verant-

Vive l’Europe
Ihr Französisch klang nicht ganz so melodisch schön, wie wenn sie 
deutsch sprachen, und ihr Elsässisch war noch ein ganz anderer 
Ohrengenuss aus beiden Sprachen plus irgendwie Schwäbisch. 
Guillaume, Adrian und Theo sind drei neunzehnjährige Jungs von 
einer landwirtschaftlichen Fachschule im elsässischen Obernai. Ge-
rade waren sie einen Monat lang Praktikanten auf einem  Bio-
Ackerbaubetrieb in der Lüneburger Heide. Als Gastgeschenke hat-
ten sie vier Kilogramm Löwenzahn dabei, den sie an mehreren 
Abenden zu einem leckeren Salat anmachten, einen selbst aufgezo-
genen und selbst geschlachteten Hahn und mehrere Hektoliter li-
körsüßen Weißwein. Theo ist der einzige, der von einem Hof 
kommt, einem kleinen Milchviehbetrieb mit Weinbau. Guillaume 
und Adrian wollen Bauern werden, haben in der Verwandtschaft 
Höfe, bewirtschaften selber dort schon hier und da ein paar Eck-
chen mit Kartoffeln oder Löwenzahn, halten ein paar Hühner und 
Hähnchen. In der Schule werde ihnen immer erzählt, sie sollten 
nach Deutschland schauen, dort sei die Landwirtschaft größer, pro-
fessionalisierter, durchrationalisierter, effizienter als im kleinstruk-
turierten Elsass. Deshalb sind sie hergekommen für ihr Pflichtaus-
landspraktikum. Drei Klassenkameraden haben es in der Richtung 
noch weiter gebracht auf einen Milchviehbetrieb mit 600 Kühen 
und 1.200 Hektar in Mecklenburg-Vorpommern. An einem Wo-
chenende haben sie sich mit denen auf halber Strecke auf der Ree-
perbahn in Hamburg getroffen. Da waren die anderen ganz schön 
ernüchtert davon, immer nur zu melken, zu füttern, zu misten... 
Für Guillaume, Adrian und Theo schien die Sonne, die Frühjahrs-
bestellung ging voran, grubbern, drillen, Kartoffeln pflanzen, strie-
geln, hacken, häufeln. Ökoackerbau in all seiner Vielfalt wurde 
geboten. Die drei wurden begehrte Helfer der unterschiedlichen 
Mitarbeiter und nette Gesellschaft abends beim Wein. Freie Tage 
waren ihnen eher lästig und auf den Familienausflug an die Elbe, 
die hier früher mal die innerdeutsche Grenze war, kamen sie zu-
nächst nur aus Höflichkeit mit. Erst als sie dann in Dömitz vor 
einem kleinen, noch erhaltenen Stück Grenzzaun standen, realisier-
ten sie erstaunt, dass es wirklich so eine Grenze durch ganz 
Deutschland gegeben hatte, nicht nur eine Mauer in Berlin. Sie sind 
Kinder eines geeinten Europas, für das der kalte Krieg oder der 
eiserne Vorhang nur noch Vokabeln aus einem Gruselkabinett ver-
gangener Zeiten sind. Am Elbufer berichteten sie von ihren Hoff-
nungen auf Emmanuel Macron als Reformer und gleichzeitig fürch-
ten sie ihn auch, weil er womöglich die Landwirtschaft nur als ei-
nen unbedeutenden Teil der Wirtschaft sehe. Sie wollen endlich 
anfangen mit Landwirtschaft und haben doch Sorge, dass die Höfe 
zu klein und nicht wirtschaftlich sind oder sie überhaupt gar keinen 
bekommen. Sie berichteten von den alten Strukturen, die auch in 
Frankreich aufbrechen, der Bauernverband, der inzwischen wisse, 
dass ein „Weiter so“ keine Option sei. Supermarktketten, die gen-
technikfreie Milch anbieten, aber den Bauern nicht unbedingt mehr 
zahlen wollen, müssen überzeugt werden. Gesundheitspolitische 
Debatten um Kühe auf der Weide, die für Omega-3-Fettsäuren 
sorgen, müssen aufgegriffen werden. Gesellschaftliche Bewegung 
ist überall in Europa. Irgendwann machten sich die drei wieder auf 
den Heimweg, nicht nur von der Elbe in die Lüneburger Heide, 
sondern nach Obernai. Sie werden erzählen, dass Landwirtschaft 
in Deutschland nicht nur Spezialisierung und Größe ist, sondern 
auch Vielfalt. Allein schon wegen der vielen unterschiedlichen An-
baugeräte zur mechanischen Unkrautbekämpfung. 

Kartoffeln nur mit Fruchtfolge!
Schädlinge und der Umgang mit ihnen machen Anbauern das Leben schwer

wortung liegt auch bei den Anbauern: Kar-
toffeln sollten laut guter fachlicher Praxis 
nicht häufiger als alle vier Jahre auf dersel-
ben Fläche stehen, um bodenbürtige Erre-
ger wie den Kartoffelkrebs oder auch Ne-
matoden nicht weiter zu vermehren. In 
intensiven Kartoffelanbauregionen wird 
der vierjährige Abstand nicht immer ein-
gehalten. Hinzu kommt, dass trotz eines 
Verbots der Ausbringung von Klär-
schlamm mit Abwässern aus der Kartoffel-
aufbereitung zumindest in Niedersachsen 
per großzügig erteilter Ausnahmegenehmi-
gungen nach wie vor Erreger mit abgewa-
schener Erde, beispielsweise aus Stärkefa-
briken, auf die Äcker gelangen. Weder die 
Landwirtschaftskammer noch die Politik 
haben bislang nachhaltige Lösungsstrate-
gien entwickelt. Aus dem Landwirtschafts-
ministerium kam der Vorschlag, die Bau-
ern und Bäuerinnen im Emsland sollten 
ihre Pflanzkartoffeln waschen, was ange-
sichts der jeweiligen Mengen eher unrea-
listisch ist. Auch eine Frage der Realität 
ist, ob die kartoffelverarbeitende Industrie 
immer ihrer Verantwortung nachkommt, 
belastete Anhangerde als Sondermüll zu 
entsorgen und wie intensiv dort oder auch 
bei den Vorstufenpflanzgut erzeugenden 
Züchtern kontrolliert wird. Nötig wären 
grundsätzlich mehr Transparenz und eine 
agrarpolitische Strategie, die die Bauern 
und Bäuerinnen nicht dazu drängt, aus 
wirtschaftlichen Gründen zu enge Frucht-
folgen zu fahren, und sie am Ende mit dem 
ganzen Risiko hängen lässt.� cs

Hoffentlich Krebs- und Nematodenfreie Ernte� Foto: Welke
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Die großen Ferien für Schulkinder 
stehen vor der Tür – Urlaubszeit. 

Die Redaktion der Unabhängigen Bau-
ernstimme arbeitet gerade an der Dop-
pelausgabe und verabschiedet sich im 
Juli in die Sommerpause. Auf den Hö-
fen ist jedoch genau jetzt Hochsaison 
– zu tun ist das ganze Jahr reichlich. 
Wie also halten es Bäuerinnen und 
Bauern mit dem Urlaub? Aus arbeits-
medizinischer Sicht dient Urlaub der 
Erholung und damit der Gesundheits-
vorsorge. Arbeitsrechtlich ist für Ar-
beitnehmerInnen deshalb ein fester 
Anspruch auf Urlaubszeiten festgelegt. 
Der Gesundheitspsychologe Dr. Ger-
hard Blasche von der Universität Wien 
beschreibt die Wirkung von Urlaubs-
zeit so: „Der Urlaubseffekt kommt 
durch eine Kombination aus Arbeitsun-
terbrechung, Ortswechsel und den Ein-
flüssen der Urlaubsumgebung und -ak-
tivität zustande.” Die Funktion von 
Urlaub besteht also darin, „raus zu 
kommen“, den Kopf frei zu bekommen 
von den alltäglichen (Arbeits-)Anforde-
rungen. 

Pausen vom Ackern
Der niedersächsische Ackerbauer Jan 
Wittenberg fährt dieses Jahr erstmalig 
seit langer Zeit zehn Tage gemeinsam 
mit seiner Frau in den Urlaub. „Das 
wollen wir in Zukunft mehr schaffen.“ 
Sonst sind sie hin und wieder am Wo-
chenende weggefahren, zu Freunden, 
Verwandten. „Ich habe meine Arbeits-
wirtschaft sehr über das Jahr verteilt“, 
so Wittenberg, „da gibt es keine ausge-
sprochene Saison und keine Antisaison, 
wo mal gar nichts los ist.“ Als die Kin-
der klein waren, ging es eine Woche 
nach Dänemark. „Früher habe ich alles 
auf Vorrat fertig gemacht, hatte vorher 
und nachher mehr Arbeit. Heute habe 
ich einen ständigen Mitarbeiter, der al-
les kann, was ich auch kann.“
Einen hohen Stellenwert hat Urlaub bei 
Reiner Bohnhorst, ebenfalls Acker-
bauer in Niedersachsen: „Im Sommer 
zwei, drei Wochen weg sein, ist ein 
Muss. Ich bin gern zuhause und arbeite 
viel – momentan zehn bis zwölf Stun-
den am Tag. Dann fahre ich zum Aus-
gleich aber auch sehr gern weg.“ Von 
Anfang an und mit der heute sechsköp-
figen Familie hat er das stets eingerich-
tet. „Zuhause muss es halt funktionie-
ren. Da wir zwei Chefs einer GbR sind, 
vertreten wir uns gegenseitig.“ Bohn-
horst verweist auf die entstandene Ar-
beitsverteilung, die es so schon vor 

Urlaub vom Bauernhof
Ob und wie Bäuerinnen und Bauern für Erholungsauszeiten sorgen, ist so verschieden wie ihre Höfe

GbR-Zeiten als Zusammenarbeit unter 
Nachbarn gab: „Die Hackerei, Striege-
lei und Häufelei ist vor allem meins. 
Dann kommt die Getreideernte und die 
Beregnung, das macht Morten – und 
zur Kartoffelernte bin ich wieder da.“ 
Mittlerweile beschäftigen die beiden 
zudem mehrere Mitarbeiter. „Man 
muss Verantwortung abgeben kön-
nen“, so Bohnhorst, „nicht nur an je-
manden Kompetenten auf dem Hof, 
sondern man muss auch selbst das Ge-
fühl haben, das ist gut so.“
Tierbetreuung und Aufbauphasen
Mit Ackerbau, Schweinemast und einer 
Biogasanlage daheim findet es der 
Wendländer Martin Schulz nicht so 
leicht, Urlaub einzurichten, obwohl 

hinausgehen. Es bleibt so schon einiges 
liegen, was eben nur ich mache.“ Denn 
der Betrieb ist noch im Aufbau, erfor-
dert viel zusätzliche Arbeit.

Diese Aufbauphase kennt auch Petra 
Müller von ihrem Milchviehbetrieb in 
Baden-Württemberg: „Als die Kinder 
klein waren, war kein Urlaub drin. Da 
war Wolfgang so mit dem Hof ver-
wachsen, am Aufbauen. Das ist eine 
Zeit, da kriegst du die Männer nicht 
vom Hof – ist ja auch verständlich.“ Sie 
ist dann ein paar Male mit den Kindern 
im Wohnwagen ihrer Schwester hinter-
her gereist. Jetzt sind die Kinder groß, 
die älteste Tochter studiert. Müller 
richtet für sich zweimal im Jahr ein ver-
längertes Wochenende ein. Seit drei 

lange, aber eine Woche jedes Jahr mit 
wenigen Ausnahmen.“ Mit den Kin-
dern und wegen des Berufes seiner Frau 
entweder in den Oster- oder Sommer-
ferien, „vor der Ernte und nicht wäh-
rend des Silofahrens – dann bleibt das 
Melken, etwas Mais zufüttern und 
Weidekontrolle“. Für die Melkzeiten 
bezahlt Ilchmann einen Betriebshelfer, 
früher übernahm das seine Mutter. Seit 
25 Jahren beschäftigt der Milchbauer 
morgens zudem eine mit den täglichen 
Abläufen vertraute Melkhilfe. Mittler-
weile springen auch die erwachsenen 
Söhne auf dem Hof ein. 

Erfahrene Vertreter für Hofvielfalt
Wenn überhaupt, haben sie als Familie 
im Herbst versucht, eine Woche weg-
zufahren, erzählt Claudia Gerster vom 
Hof Sonnengut in Sachsen-Anhalt: 
„Aber das ist schwierig mit den Kühen, 
der Milch, dem Käsemachen und mit 
festen Terminen in der Woche: Wir ha-
ben Marktstände und z. B. um das 
Marktauto fahren zu können, braucht 
man einen Lkw-Führerschein.“ Heute 
könnten die großen Kinder sie und ih-
ren Mann vertreten, doch die haben 
auch eigene Pläne. Die Angestellten 
können ein bis zwei Tage einspringen, 
aber nicht alles übernehmen. „Und es 
braucht Zeit, alles zu organisieren. 
Aber so ein Wochenende ab und an 
machen wir schon frei.“

Bei Hans Schmeh vom Hagenweiler-
hof aus Baden-Württemberg sind es die 
zwei auf dem Hof lebenden Generati-
onen, die bei Milchvieh, Käseherstel-
lung, Acker, Streuobstwiesen und Di-
rektvermarktung regelmäßigen Urlaub 
möglich machen: „Die Ernte ist bei uns 
Anfang August durch, so dass wir an-
schließend 14 Tage wegfahren kön-
nen.“ Die Vertretung übernehmen 
seine auch noch auf dem Hof tätigen 
Eltern, die dann wiederum auch 14 
Tage Auszeit nehmen. Schmeh und 
seine Frau fahren stets weg: „Anders 
Urlaub machen ist schwierig. Aber wir 
sind auch schon mal ein paar Tage nur 
20 Kilometer weiter gewesen. Vom Hof 
runter, das reicht.“ Einig sind sich da 
eigentlich die meisten: Auf dem Hof 
abschalten ist schwierig. Und doch sa-
gen Wissenschaftler, dass kurze Erho-
lungszeiten im Alltag besonders wirk-
sam sind – z. B. durch einen Spazier-
gang, Musik hören, Baden – sich jeden-
falls bewusst Zeit für etwas nehmen, 
das einem gut tut. � cet

auch er Mitarbeiter hat: „Der gemein-
same Jahresurlaub mit meiner Frau 
sind fünf Tage maximal.“ Durch die 
Arbeit seiner Frau sind sie an die Feri-
enzeiten gebunden, die Mitarbeiter auf 
dem Hof jedoch durch eigene Kinder 
ebenfalls. „Im Sommer ist es also eher 
schlecht; wenn die Ernte anfängt, geht 
es gar nicht“, so Schulz. Andere ma-
chen dafür im Winter Urlaub in süd-
lichen Ländern, Schulz jedoch fliegt aus 
ökologischen Gründen nicht. 

Moritz Schäfer, der vor ein paar Jah-
ren in Hessen einen Kuhbetrieb außer-
familiär übernommen hat, sagt von sich: 
„Urlaub ist mir nicht wichtig genug. Es 
müsste hinzukriegen sein, eine Woche 
wegzufahren. Aber ein Wochenende 
reicht mir.“ Das braucht er dann aber 
auch, versucht alle zwei Wochen frei zu 
machen, fährt weg, macht Besuche. Das 
lässt sich einrichten, weil er mehrere 
Mitarbeiter, z. T. in Teilzeit, hat. 
„Wichtig ist, in der Zeit keine Sachen zu 
planen, die grob über das normale Maß 

Jahren machen sie und ihr Mann im 
Herbst oder Winter drei bis vier Tage 
zusammen Urlaub. Die Hofarbeiten 
übernehmen dann die Kinder. 

Helfer aus Familie oder Umfeld
Bei Elisabeth Waizenegger verlief die 
Entwicklung der Urlaubszeiten auf ih-
rem Allgäuer Kuhbetrieb ähnlich: Der 
erste gemeinsame Urlaub, noch mit al-
len Kindern, war 2006 eine Woche an 
der Ostsee. Dafür bezahlten die Waize-
neggers für das Melken einen Betriebs-
helfer aus dem Dorf, der Schwiegerva-
ter betreute den Hof. Seit ein paar Jah-
ren fahren sie mit dem jüngsten Sohn 
eine Woche weg, die älteren, über 
18-jährigen Kinder versorgen den Hof. 
Ein Nachbar holt mit dem Ladewagen 
Gras für die Kühe, ein anderer küm-
mert sich, falls technische Probleme 
auftreten.

Ottmar Ilchmann, Milchbauer in 
Ostfriesland, betont: „Wir haben im-
mer Urlaub gemacht. Natürlich nicht 

Der Schein trügt: Surfen ist anstrengender als Hacken� Foto: Gandenberger
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In der aktuellen Ausgabe des viertel-
jährig herausgegebenen Magazins 

Südlink von INKOTA ist das Schwer-
punktthema Saatgut, das in neun in die 
Tiefe gehenden Berichten behandelt 
wird. Es wird über die Bedingungen in 
verschiedenen Ländern berichtet, z.B. 
Deutschland, Rumänien, Mosambik, 
Indien und Burkina Faso. Das Saatgut-
recht sowie die Konzernmacht und 
Praktiken der großen Saatgutkonzerne 
werden als Gefahr für den Zugang zu 
Saatgut für Bauern, die Kulturpflanzen-
vielfalt und Anpassung an den Klima-

Es ist einige Jahre her, dass mein 
letztes hochdeutsches Buch er-

schien. Ich glaube, es war im Jahre 
2013, als „Bauernparty“ heraus kam. 
Nun haben wir 2018, und es ist seit-
dem viel geschehen, nicht nur auf der 
Welt, sondern auch in meinem Leben, 
in unserem Familienleben. Ich bin nun 
fünfzig Jahre alt, und Marie, unsere äl-
teste Tochter, wird fünfundzwanzig. 
Ich bin nun also mein halbes Leben 
lang Vater, und bald wird es mehr als 
die Hälfte sein.

Seit „Bauernparty“ erschien, starben 
meine Eltern (Vadder 2014 und Mud-
der 2017) und mein Bruder (2016). Ich 

Wir Bauern sind anders

musste mich in den letzten Jahren mehr 
mit Krankheit und Tod auseinander 
setzen, als mir lieb war, und inzwischen 
bin ich der Pächter der Familiengrab-
stätte auf dem Friedhof in Wanken-
dorf.

Die in diesem Buch versammelten 
Texte sind also in einem Zeitraum von 
fünf Jahren entstanden und in vielen 
Fällen zuerst in der Bauernstimme er-
schienen. So kommt es, dass es hier 
Geschichten gibt, in denen meine Eltern 
und mein Bruder noch leben, und an-
dere, in denen sie schon tot sind. Ich 
habe darüber nachgedacht, das Buch 
dahingehend zu überarbeiten, dass eine 

einheitliche Zeitperspektive entstünde, 
aber ich habe mich dagegen entschie-
den, weil ich denke, dass alles, was ich 
schreibe, vor allem eines ist: Moment-
aufnahme. Momentaufnahme eines 
Zeitpunkts, eines Ortes, einer Stim-
mung. Damit das plausibel wird, habe 
ich bei manchen Texten Jahreszahlen 
hinzugefügt. Trotzdem geht es manch-
mal ein wenig durcheinander. Aber ich 
bin auch manchmal ein wenig durchei-
nander. � Matthias Stührwoldt  

Matthias Stührwoldt, Wir Bauern sind 
anders, ISBN 978-3-930413-64-5, 10,- 
€, Erschienen im AbL-Verlag

Saatgut – Warum es nicht den Konzernen gehören darf
wandel beschrieben. Die Zurückdrän-
gung bäuerlicher Saatgutarbeit zeigt 
Christine Wiid am Beispiel von Mo-
sambik. Das große Engagement der 
Konzerne für Gentechnik ist Thema in 
den Artikeln von Annemarie Volling 
über die neuen Gentechnikverfahren 
und von Abdoulaye Tao über gentech-
nisch veränderte Baumwolle in Burkina 
Faso. Alle Autoren machen deutlich 
wie wichtig bäuerliche Saatgutarbeit 
und konzernunabhängige Züchtung 
sind. Anja Banzhaf bringt es gut auf 
den Punkt: „Vielfalt kann nur von vie-

len erhalten werden“. Stig Tanzmann 
und Jan Urhahn plädieren für eine Stär-
kung der Rechte der Bauern auf Saat-
gut, die bereits in internationalen Ver-
trägen verankert sind. Johannes Kot-
schi stellt die Open-Source lizensierten 
Sorten vor, die ohne Nachbaugebühren 
nachgebaut werden dürfen. � sh
Saatgut – Warum es nicht den Konzer-
nen gehören darf. Südlink. Das Nord-
Süd-Magazin von INKOTA, 46. Jahr-
gang, März 2018, Heft 183, 48 Seiten, 
4,20 € (zzgl. Versandkosten), zu bezie-
hen über www.inkota.de
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sonstiges

(Klein) Anzeigen & Veranstaltungen
Wie gebe ich eine Kleinanzeige auf?
Private Kleinanzeigen bis zu sieben Zeilen kosten 20,- €, jede weitere angefange-
ne Zeile 1,50 € (gewerbliche 25,- € zzgl. MwSt., jede weitere Zeile 3,- €); Chiffre-
gebühr 3,00 €. Anzeigen bis einschließlich 20,00 € nur gegen Vorauszahlung per 
Scheck oder bar, ansonsten wird ein Zuschlag von 3,00 € für die Rechnungsstel-
lung erhoben. Anzeigen bitte an:  E-mail: anzeigen@bauernstimme.de, 
Fax: 02381-492221 Anzeigenschluss für BS Juli/August ist der 18. Juni 2018.
Chiffrezuschriften: AbL Verlag, Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm

• www.Edgar-Weitzel.de - Ihr Dienst-
leister für die Vermarktung von Hof-
produkten im Internet.  PDF-Bestell-
formular, Newsletter, Website, Shop, 
Datenschutz. ☏ 030 - 31 16 53 05

Open Source Saatgut
06.06.2018, 18.00Uhr Oldenburg
Vortag von Jack Kloppenburg 
(Professor der Soziologie aus 
USA), der seine Erfahrungen 
oder Einschätzungen mit der 
Open Source Initiative in den 
USA vorstellt. Der Vortrag ist auf 
Englisch.
Ort: Lesepavillon im Schlossgarten 
Oldenburg , Zugang von der Garten-
straße, 26122 Oldenburg, Eintritt frei. 
Weitere Informationen:
 www.rightseeds.de/de/

Kompost-Tagung
13.06.2018, Lüneburg
Unter dem Titel „Kompost - 
Chance für den Ökolandbau“ 
veranstaltet der Verband der 
Humus - und Erdenwirtschaft 
Region Nord e.V. seine 20. Fach-
tagung.
Anmeldung: www.vhe-nord.de

DLG Feldtage 
12.-14.06.2018, Bernburg
http://www.dlg-feldtage.de

Agrikulturfestival 
20.07.-22.07.2018 Freiburg
Das AgriKultur Festival holt die 
vielfältigen Akteur*innen aus 
Freiburg und der Region für 3 

Mitteldeutschland

Stammtisch Thüringen:
jeden 2. Dienstag im Monat, 
19 Uhr, Erzeugerladen, 
Schmidtstedter Ufer 29 in Erfurt

Stammtisch 
Sachsen-Anhalt:
jeden 2. Mittwoch im Monat, 
19 Uhr,  Gaststätte 
„Goldene Rose“ in Halle 

Stammtisch Sachsen:
jeden 1. Donnerstag im Monat, 
19 Uhr,  Kümmelschänke
Kümmelschänkenweg 2
01156 Dresden

Gäste und Neugierige sind 
herzlich willkommen!

• NEBENJOB als Vertriebspartner für 
Hunde- und Katzennahrung, wohn-
ortnahes Arbeiten, keine Logistik, kein 
Inkasso, www.duahl-vertrieb.de. Wil-
fried Durchholz & Erika Sievers GbR
☏ 0178 – 832 47 25

Berlin und 
Umland

Bäuerinnen und Bauern - 
Stammtisch
jeden 1. Donnerstag im Monat 
19 Uhr, Preußisches Landwirtshaus
14055 Berlin - Charlottenburg, 
Flatowallee 23

Landesverband Niedersachsen
24.6.2018, 10 – 17.30 Uhr, Uelzen

Inspirieren – der RedeWorkshop 

Veranstalter: AbL Niedersachsen. Ort: Luttmissen Kr. Uelzen
Informationen und Anmeldung: sibyllebahrmann@t-online.de 

Bäuerliche Landwirtschaft wirkungsvoll rüberbringen: die Teil-
nehmer lernen kurze, inspirierende Reden zu formulieren und 
sie mit Hilfe guter Gestik und Körpersprache gekonnt zu prä-
sentieren. Rhetorik und Kommunikation werden durch kurze 
Inputs der Referenten veranschaulicht und durch Selbermachen, 
Ausprobieren und Feedback trainiert  Der Workshop richtet sich 
an Bauern/Bäuerinnen die wissen wollen, wie man eine Rede 
hält. Ist aber auch nützlich, wenn man über Landwirtschaft sch-
reiben will oder um das eigene Anliegen in Diskussionen und 
Gesprächen lebendig und anschaulich zu vermitteln.

• Wir suchen verantwortungsvolle 
Mitarbeiter/innen mit Interesse für 
Bioprodukte. Wir vertreiben seit 15 
Jahren eine Biokiste mit Bio-Vollsorti-
ment im Raum Jena (Thüringen) und 
wollen unser Team in diesem Bereich 
verstärken. Wir bieten engagierte Kol-
legen, eigenverantwortliches Arbeiten 
und Erfolgsbeteiligung. Bewerbungen 
an Buffet:ok, Frau Katrin Schmidt, 
Gönnabach 2, 07778 Altengönna oder 
per mail an: post@buffet-ok.de 

Tage zusammen, um sich aus-
zutauschen, zu vernetzen und 
gemeinsam zu feiern. Unter den 
diesjährigen Schwerpunkten 
sind „Von der bäuerlichen Land-
wirtschaft zu regionalen Versor-
gungswirtschaft“, „Schwarzwald 
als Käseregion?“, „Zugang zu 
Land“ „Regionale Textilfasern“,  
„Frag deinen Landwirt!“, zum 
wiederholten Mal der belieb-
te „Pilzworkshop“ und vieles 
mehr.... Übrigens: in den zwei 
Wochen vor dem Festival finden 
die Agrikulturwochen statt - die 
Interessierte direkt zu verschie-
densten Schauplätzen regiona-
ler Ernährung und Versorgung 
führen .
www.agrikulturfestival.de

Mülheim hat es satt!
23.06.2018, 11-14 Uhr, Mühlheim
Markt der Möglichkeiten und In-
fostände zum Thema Landwirt-
schaft. Veranstaltung initiiert 
von den GRÜNEN NRW.
Ort: Kurt-Schuhmacher-Platz, Mühl-
heim

Feldtag zur Getreidevielfalt 
24.6.2018, 14.00Uhr, Tosterglope
Die Getreidezüchtungsforschung 
Darzau lädt zum Ökozüchtungs-
feldtag am Standtort Köhlingen 

ein. In Führungen werden zwi-
schen 10.000 Versuchsparzellen 
aktuelle Züchtungen präsentiert. 
Viele Informationen zur Kultur-
geschichte des Getreides, und 
die Züchtungsarbeit von der Idee 
bis zum Saatgut werden vorge-
stellt. Was müssen ein Hafer für 
Tolokni, eine Speisegerste für 
Tsampa, ein Lichtkornroggen, 
eine Ökobraugerste oder ein 
Nudel- und Ciabattaweizen im 
Ökolandbau eigentlich können 
und wie lernen sie das.
Veranstaltungsort: 21371 Tosterglope, 
Köhlingen 2, weitere Infos:  www.dar-
zau.de/termine

Tollwood Sommerfestival 
27. 06. – 22.07.2018, München 
Ein Forum für Kultur und Um-
weltaktivitäten auf dem Gelän-
de des Olympiaparks Süd.
www.tollwood.de, Ort: Olympiapark 
Süd, Spiridon-Louis-Ring, München

Landwirtschaft und Zukunft
25.-29.06.2018, Würzburg
„Weiter wie bisher ist keine Op-
tion! Die Landwirtschaft und 
unsere Zukunft.“ Seminar an der 
Akademie Frankenwarte.
Anmeldung und Information: Aka-
demie Frankenwarte, Leutfresserweg 
81- 83, 97082 Würzburg, Tel: 0931 / 
804640,  e-mail: ulrike.schuhnagl@
frankenwarte.de, www.frankenwarte.
de

AbL Frauenwochenende
September 2018
Wer hat Interesse, an einem AbL 
Frauenwochenende im Septem-
ber 2018 teilzunehmen? Wir 
planen in Süddeutschland ein 
Treffen und suchen noch Teil-
nehmerinnen.
Kontakt: isabella.hirsch@gmx.de

Sommertagung
Landleben lebenswert gestalten
08. - 10. 06.2018 in Siddinghausen bei Paderborn

Tagungsort: Hof Happe, Karlstraße 5, 33142 Siddinghausen
Anmeldeschluss:  04. Juni 2018 - Tagungsbeitrag:  30,- Euro
Bitte mitbringen:  Zelt, Schlafsack, Isomatte & gute Laune!
Aktuelle Infos zur Tagung: www.junge-abl.de

Programm:
 
Freitag, 8. Juni
12.00 Uhr       Mittagessen und anschließend jAbL-Rad-Treffen
Bis 17.00 Uhr Ankunft und Anmeldung
17.00 Uhr       Begrüßung und Kennenlernen
18.00 Uhr       Abendessen

19.00 Uhr       Einführende Diskussion zum Thema 
Wie kann Landleben lebenswert gestaltet werden? 
mit Vertretern aus der Lokalpolitik und Anika Bolten (Uni Kassel)

21.30 Uhr         Live Musik

Samstag, 9. Juni
Ab 8 Uhr        Frühstück

9.00 Uhr         Workshops
I) Immer auf die Kleinen - Hemmnisse bei der Verarbeitung und 
Vermarktung von Fleisch mit Hans-Jürgen Müller (Verband der 
Landwirte mit handwerklicher Fleischverarbeitung)
II) Lernort Bauernhof mit Mariekatrin Tigges (Tiggeshof)

12.00 Uhr       Mittagessen

13.30 Uhr       Workshops
I) Soziale Orte Konzept und neue Wohnformen im ländlichen 
Raum mit Anika Bolten (Universität Kassel)
II) Direktvermarktung (Referent angefragt)

16.00 Uhr       Kaffeepause
16.30 Uhr       Hofführung
19.00 Uhr       Grillen mit den alten Hasen 
(„Junges Gemüse trifft alte Hasen“ ) u. a. mit Bernd Schmitz, 
Gyso von Bonin, Reinhard Nagel
22.00 Uhr       Scheunenkino

Sonntag, 10. Juni
Ab 8.00 Uhr   Frühstück
9.00 Uhr         Open Space: 
Aktions- und Projektplanung, Positionspapiere (Ackerbau), Aus-
tausch, La Via Campesina,…
11.00 Uhr       Abschlussrunde
12.00 Uhr       Mittagessen
Anschließend Aufräumen und Abreise

... Und Power für 
mehr Bauernstimmenabos!

Geschenkabos und Probeabos an:
ABL Verlag, Bahnhofstraße 31, 
59065 Hamm, Fax: 02381 492221 
verlag@bauernstimme.de
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Schleswig-Holstein
Geschäftsführung:
Berit Thomsen, Nernstweg 32-34, 22765 Hamburg, 040-397 858, Schleswig-holstein@abl-ev.de

Niedersachsen
Geschäftsstelle: Lea Unterholzner, Tel: 04239-9440056; info@abl-niedersachsen.de
Landesverband: Ottmar Ilchmann, Tel.04967-334, o.ilchmann@yahoo.de
Wendland-Ostheide:  Martin Schulz, Tel. 05865-988 3-60, neulandhof-schulz@gmx.de
Heide-Weser: Johanna Boese-Hartje, Tel. 04204-689 111, biohof-boese-hartje@t-online.de
Elbe-Weser: Jürgen Rademacher, Tel .u. Fax 04747-931 105, jradem1308@aol.com 
Südnds.: Eberhard Prunzel-Ulrich, Tel. 05507-912 85, kaesehof@t-online.de 
Weser-Ems: Andrea Sweers, Tel. 0176 - 20812393, andrea.sweers@googlemail.com

Mecklenburg Vorpommern/Brandenburg
Mecklenburg: Helmut Precht, Tel.: 038459 / 31 034; Jochen Fritz, Tel.: 0171 / 82 29 719;     
Franz Joachim Bienstein, Tel.: 0157 - 87185136; Helmut Peters, Tel.: 038454/20215

Nordrhein-Westfalen
Landesverband: Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm,Tel.: 02381/9053170, nrw@abl-ev.de
Gütersloh: Erika Kattenstroth, Tel.: 05241/57069
Tecklenburger Land: Martin Steinmann, Tel.: 05404/5264
Herford: Friedel Gieseler; Tel.: 05221/62575
Köln/Bonn: Bernd Schmitz, Tel.: 02248/4761
Niederrhein: Dorothee Lindenkamp, Tel.: 02064/38421
Gentechnik: Reinhard Fiegenbaum, Tel: 05484/657
Westmünsterland: Martin Ramschulte; Tel.: 02555-430; Fax: 02555-929989 

Hessen
Reinhard Nagel, Tel.: 05695-990099, Mobil: 0171-8604799, hessen@abl-ev.de
Jeannette Lange, Tel.: 05653-91280, Lange.Wellingerode@t-online.de
Peter Hamel, 06630 919013, peter.hamel@web.de

Rheinland-Pfalz und Saarland
Landesverband: Ralf Wey, Maifeldstr. 15, 56332 Moselsürsch, 
Tel.: 02605/952730, Fax: 02605/952732, e-mail: Ralf.Wey@abl-rlp-saar.de; 
Hans-Joachim Jansson, Tel.: 02626/8613, Fax: 02626/900218; www.abl-rlp-saar.de

Baden-Württemberg
Geschäftsstelle: Frieder Thomas; Tel.: 07531 282939-1, thomas@abl-ev.de
Bodensee: Anneliese Schmeh; Tel.: 07553-7529, a.schmeh@hagenweilerhof.de
Oberschwaben: Bärbel Endraß: Tel.:07528-7840, info@biohof-endrass.de

Bayern
Landesverband: Gertraud Gafus, Tel.: 08656 393, fuermannalm@web.de; Josef Schmid, Tel: 
08742-8039, Fax: 967654, bioschmid@t-online.de
Geschäftsstelle: Andrea Eiter; Neidhartstr. 29 1/2; 86159 Augsburg; Tel: 0821/45 40 951 und 
0170/99 134 63; Internet: www.abl-bayern.info; Mail: abl-bayern@web.de 
Chiemgau-Inn Salzach: Georg Planthaler, fuermannalm@web.de; Tel. 08656/393
Rita Huber; Tel:  08683-557; huber.aichlberg@gmx.de
Land an Rott und Inn: Margarete Stoiber, Tel. 08536/91091; Fax 08536/919782, 
margaretestoiber@t-online.de;
Allgäu: Geschäftsstelle Michael Finger; Tel. 08322/1329; ablallgaeu@gmx.de,
Oberland:  Irene Popp, Tel. 0176-98148203, irene-popp@web.de,
Landshut-Vilstal: Josef Schmid, Tel.: 08742/8039, e-mail: abl-bayern@web.de
Franken: Isabella Hirsch, Telefon: 09852-1846, isabella.hirsch@gmx.de,
Erding–Ebersberg: Rosi Reindl Tel. 08093- 905575, rosi_reindl@gmx.de;
Bayerisch-Schwaben, Andrea Eiter, 0170-99 134 63, aheiter@freenet.de,

Thüringen
Thüringen: Reiko Wöllert (Landesgeschäftsführer), Auf der Burg 11, 99869 Haina, Tel: 
036254/78024, mitteldeutschland@abl-ev.de; Michael Grolm, Schloß Tonndorf, 99438 Tonn-
dorf, Tel: 036450/446889, m.grolm@gmx.de

Sachsen-Anhalt
Katharina Winter (Landesgeschäftsführerin), August-Bebel-Platz 4, 06108 Halle/Saale, Tel: 
0178/4597573, sachsen-anhalt@abl-ev.de; Claudia Gerster, Dietrichsroda 16, 06632 Bolgstedt, 
Tel: 034465/21005, sonnengut-dietrichsroda@t-online.de

Sachsen
Danilo Braun, Hauptstraße 146, 09600 Oberschöna, Tel: 01577/3987764, Email: landbau.
braun@gmx.de; Stephan Kaiser, Talstr. 2b, 01723 Helbigsdorf, Tel: 035209/18477, Email: kon-
takt@beerenbunt.de 

Ich möchte Mitglied in der AbL werden und (Zutreffendes bitte ankreuzen)

❑ 	 Ich zahle den regulären Mitgliedsbeitrag von 107,00 Euro

❑ 	 Wir bezahlen den Mitgliedsbeitrag für Ehepaare und Hofgemeinschaften von 142,00 Euro

❑ 	 Ich bin bereit, als Fördermitglied einen höheren Beitrag von _________ Euro zu zahlen

❑ 	 Als Kleinbauer, Student, Renter, Arbeitsloser zahle ich einen Mitgliedsbeitrag von 52,00 Euro 

❑ 	 Ich beantrage als Unterstützer/in einen Mitgliedsbeitrag von 77,00 Euro

❑ 	 Ich abonniere die Unabhängige Bauernstimme (bitte Coupon Rückseite ausfüllen)

❑	 Ich finde die Arbeit der AbL e.V.  wichtig und unterstütze sie als Nichtmitglied mit einem Jahresbeitrag von:

	 ❑ 30,-€	 ❑ 50,-€	 ❑ 70,- €

	 Der Mitgliedsbeitrag erhöht sich jährlich um 2,- Euro, ein Abo der Bauernstimme ist nicht enthalten.

Nachname, Vorname:	   _______________________________________________________________________

Straße:		    _______________________________________________________________________

PLZ, Wohnort (Landkreis):______________________________________________________________________

Telefon/Fax	 E-Mail:	   _______________________________________________________________________

Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V.

Landeskontakte

Impressum

Anschrift:	 Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm
Herausgeber:	� Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft – Bauernblatt e.V.
Redaktion:	 Marcus Nürnberger: 02381-492220
	 Claudia Schievelbein: 02381-492289
	 Sinay Gandenberger: 02381-492210
	 FAX: 0 23 81/49 22 21, redaktion@bauernstimme.de;
Verlag:	� ABL Bauernblatt Verlags GmbH, Geschäftsführung: Vera Thiel
Aboverwaltung:	� Vera Thiel, Tel.: 02381/492288, Fax: 02381/492221, E-Mail: verlag@bauern-

stimme.de; Internet: www.bauernstimme.de;
Druck:	� küster-pressedruck, Industriestraße 20, 33689 Bielefeld

Bundeskontakte

Mitgliedsantrag
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❑ nach Erhalt der Rechnung
❑ per SEPA-Lastschriftmandat

Hiermit ermächtige ich Sie widerruflich, den von mir zu entrichtenden Beitrag bei Fälligkeit 
zu Lasten meines Kontos einzuziehen.

Bank: ____________________________________________________________________

BIC: __ __ __ __ __ __ __ __ __ __ __

IBAN: __ __  __ __  __ __ __ __ __ __ __  __ __ __ __ __ __ __ __ __ __ __

Die Mitgliedschaft verlängert sich automatisch um ein weiteres Jahr, wenn nicht spätestens 
14 Tage vor Ablauf gekündigt wird. Ich bin damit einverstanden, dass die Deutsche Bundes-
post im Falle einer Adressänderung die neue Adresse an die AbL weiterleitet.
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Gläubiger-ID: DE19ZZZ00000421092
AbL e.V., Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm

Die Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt.

Bundesgeschäftstelle:
Ulrich Jasper, Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm, Tel.: 02381/9053171, Fax: 02381/492221, E-Mail: info@abl-ev.de 

Bundesgeschäftsführer: Georg Janßen, c/o Gewerkschaftshaus, Heiligengeiststraße 28,  
21335 Lüneburg, Tel.: 04131/407757, Fax: 04131/407758

junge Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft: 
Kathrin Lindner, 01798433730, Walburger Straße 2, 37213 Witzenhausen, junge-abl@abl-ev.de 

Interessengemeinschaft gegen die Nachbaugesetze und Nachbaugebühren:
Georg Janßen, Tel.: 04131/407757, Fax: 04131/407758; Gerhard Portz, Tel.: 06502/2298; Klaus Buschmeier, Tel.: 05262/3455

Interessengemeinschaft Ostdeutschland: 
Franz-Joachim Bienstein, Tel./Fax: 03841/791273

Netzwerk Bauernhöfe statt Agrarfabriken
Eckehard Niemann, Tel: 0151-11201634, eckehard.niemann@freenet.de

Netzwerk gentechnikfreie Landwirtschaft: 
Annemarie Volling, Tel.: 04131/400720, Fax: 04131/407758, E-Mail: gentechnikfreie-regionen@abl-ev.de

Internationale Agrarpolitik: 
Berit Thomsen, Tel.: 02381-9053172, thomsen@abl-ev.de

Saatgut: Vielfalt in Bauernhand, Projekt der AbL-NRW
Svenja Holst, Tel: 02381/9053170, holst@abl-ev.de

Auf der Jagd
Wem gehört die Natur?

Die Regisseurin Alice Agneskirchner hat 
einen seltenen Spagat gewagt und lässt in 

ihrem neuen Kinofilm „Auf der Jagd“ ver-
schiedenste Interessensgruppen zu Wort kom-
men. Schnell wird klar, dass JägerInnen, För-
sterInnen und NaturschützerInnen sowie das 
Wild eine große Gemeinsamkeit haben: die 
Nutzung des Waldes. Doch die Art und Weise 
der Nutzung und die Erwartungen an den 
Wald unterscheiden sich und bieten Konflikt-
potential. Schöne und eindrucksstarke Auf-
nahmen unterstützen den Ausflug zu den 
unterschiedlichen Perspektiven der Akteure. 
In jedem Falle eine Horizonterweiterung, 
auch wenn teilweise nicht alle Interessensver-
treterInnen gleich stark berücksichtigt wur-
den.  sg
Weitere Informationen unter: www.wemge-
hoertdienatur.de
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Es ist Mittwoch, der 30.Mai, null 
Uhr 49. In wenigen Stunden wird 

diese Bauernstimme gedruckt, und ich 
hatte zugesagt, einen Text für die letzte 
Seite zu schreiben. Der sollte eigentlich 
vorgestern Morgen fertig gewesen sein, 
aber vom Trecker aus habe ich in der 
Redaktion angefragt, bis wann die Da-
tei spätestens da sein muss. Morgen 
Abend, sagte Marcus. Also inzwischen 
gestern Abend. Weil jetzt schon über-
morgen ist. Egal, ich schreib trotzdem 
noch was.

Der erste Schnitt liegt nun fast hinter 
uns, und bislang hat alles perfekt ge-
klappt. Hier in Schleswig-Holstein 
herrscht im Moment eine ausgeprägte 
Vorsommertrockenheit, und als wir am 
Dienstag nach Pfingsten anfingen zu 
mähen, war bis zum Ende des Wetter-
vorhersagezeitraums nur Sonne ange-
sagt. Also beschloss ich, dass wir alles 
mähen, nacheinander weg. Und alles ist 
in diesem Jahr echt viel, denn ich habe 
im letzten Jahr fünfundzwanzig Hektar 
Acker hinzu bekommen, die ich erst 
einmal mit Kleegras bestellt habe, um 
das Unkraut zu unterdrücken. Erster 
Schnitt hieß deshalb: achtundvierzig 
Hektar mähen. Mit einem Mähwerk. 
Zwei Meter dreißig breit. Hab leider 
nur eins, zur Zeit.

Mein Mitarbeiter Sven hat von 
Dienstag bis Montag zweiundfünfzig 
Stunden gemäht, und meine größte 
Sorge war, dass das einzige Mähwerk 
kaputt geht. Ist es aber nicht. Einmal 
kam er zum Hof und meinte, er sei ge-
gen einen Stein gefahren, das Mähwerk 
rummelt und laufe unrund. Aber es wa-
ren nur die Messer verbogen.  Messer 
getauscht, weiter gemäht. Weil uns die 
Sonne auf die Koppeln knallte, habe 
ich überall dort, wo es kein Heu wer-

Erster Schnitt
den sollte, aufs Kehren verzichtet. Zu-
sammen geschwadet, und dann kam 
der Lohner mit zwei Rundballenpres-
sen und hat gedreht, gedreht, gedreht. 
Ich hab die Anzahl der Ballen noch 
nicht, aber es dürften wohl an die fünf-
hundert sein. Ein Großteil des Winter-
futters ist nun schon abgedeckt, und 
die Qualität ist großartig. Und sogar 
die Gäule der Liebsten müssen nicht 
hungern; denn auch die Heurundballen 
sind fertig, seit gestern Abend um zehn. 
Morgen solls tagsüber noch trocken 
sein. Zeit genug, die Ballen unter Dach 
zu fahren. Und wenn es morgen Abend 
tatsächlich regnet, werde ich mich ein-
fach nur freuen, dass wir fertig sind. 
Und dass das Gras wieder wächst.

Dieses Gefühl, das ich jetzt in mir habe, 
können wohl nur Bauern so richtig 
nachvollziehen. Was kann nicht alles 
schief gehen! Auch ich habe es schon 
gehabt, dass ich mich entschloss zu mä-
hen, obwohl ein, zwei Schauer angesagt 
waren, und als das Gras ab war, än-
derte sich die Wettervorhersage in ein 
ausgedehntes Tiefdruckgebiet, und der 
Kram lag da und gammelte vor sich 
hin. Und ich erinnere mich noch an den 
Sommer 1980. Wie verzweifelt meine 
Eltern damals waren – sie machten aus-
schließlich Heu, und sie bekamen nicht 
ein Fuder vom ersten Schnitt, weil es 
immer wieder regnete. Vadder kehrte, 
es regnete, Vadder kehrte, es regnete, 
bis der zweite Schnitt durchgewachsen 

war. Den kriegten sie dann, und damit 
und mit Stroh und Kraftfutter brachten 
sie die Viecher durch den Winter. 
Schon damals dachte ich: Wie gemein 
– je mehr Arbeit man ins Heu steckt, 
desto weniger ist es wert. Und das geht 
soweit, bis es nichts mehr wert ist, au-
ßer Gründung. Eher Graudung. Gam-
meldung. 

Ich dachte auch an meinen alten 
Lehrherren, der jedes Jahr während des 
ersten Schnittes nicht schlafen konnte, 
bis auch der letzte Halm unter Folie lag. 
Es ist einfach ein Ausnahmezustand, 
und nicht in jedem Jahr ist es so einfach 
wie in diesem Jahr. Seit Anfang April ist 
es hier trocken, und selbst im Depenauer 
Moor konnten wir fahren und holten 
uns von dort nicht nur den ersten 
Schnitt 2018, sondern auch den zweiten 
und dritten 2017 – denn im letzten Jahr 
wären wir dort höchstens abgesoffen. So 
zeigt sich – und das ist ein Trost – wie-
der einmal, dass sich vieles über die 
Jahre und die Jahreszeiten wieder aus-
gleicht. Und so scheiße es manchmal 
auch ist, so schön ist es dann wieder. 
Scheiße und schön liegen in Wahrheit so 
verdammt dicht beieinander, dass ich 
manchmal denke, es gehört zusammen. 
Und so ist es wohl auch.

Gestern Abend um zehn Bekam ich 
eine SMS von meinem Sohn Peer. Er ar-
beitet bei meinem Freund Carsten. Auch 
ein Öko-Milchbauer. Auch sie hatten 
gemäht, auch sie hatten gepresst und 
gewickelt. Peer schrieb: „Ich hab heute 
auch die allerletzten Ballen gewickelt. 
Geiles Gefühl, wenn alles fertig ist.“
Dem ist nichts hinzuzufügen. Außer: Es 
ist zwei Uhr 04. Ich geh jetzt schlafen. 
Und bin glücklich, irgendwie. 

Matthias Stührwoldt,
schreibender MilchbauerAbendliche Mähromantik � Foto: Kuhn


